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Referentenentwurf

des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales und des Bundesmi-
nisteriums der Finanzen

Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung des Rentenniveaus und zum
Aufbau eines Generationenkapitals fur die gesetzliche Rentenversiche-
rung

(Rentenniveaustabilisierungs- und Generationenkapitalgesetz)

A. Problem und Ziel

Die gesetzliche Rentenversicherung ist insbesondere aufgrund des hohen Beschéaftigungs-
stands derzeit finanziell stabil aufgestellt. Der Beitragssatz liegt seit dem Jahr 2018 bei 18,6
Prozent und wird voraussichtlich bis zum Jahr 2027 unverandert bleiben. Das Rentenniveau
(Sicherungsniveau vor Steuern) liegt ebenfalls stabil bei 48 Prozent. Die bis zum Jahr 2025
geltende Haltelinie flr das Rentenniveau bei mindestens 48 Prozent hat vertrauensbildend
gewirkt. Mit der geltenden Rentenanpassungsformel wiirde das Rentenniveau demogra-
fiebedingt allerdings nach 2025 sukzessive deutlich sinken und ein niedrigeres Altersein-
kommen der heutigen und kinftigen Rentnergenerationen zur Folge haben.

Das Ziel ist es daher, die gesetzliche Rente als tragende Saule der Alterssicherung lang-
fristig im Hinblick auf das Rentenniveau stabil und im Hinblick auf die Ausgabenentwicklung
finanzierbar zu halten und daflr zu sorgen, dass die gesetzliche Rentenversicherung wei-
terhin auch fir jingere Generationen verlasslich bleibt.

Heutige und kiinftige Rentenbezieherinnen und -bezieher brauchen Verlasslichkeit fir ihre
Alterssicherung. Dazu gehort, dass sie auch langfristig auf ein stabiles Leistungsniveau der
gesetzlichen Rentenversicherung vertrauen kénnen und ein angemessenes Verhaltnis von
Rentenversicherungsbeitragen und Leistungen gewahrt bleibt. Der demografische Wandel
stellt mit dem Ubergang der geburtenstarken Jahrgange der 1960er Jahre in die Rentenbe-
zugsphase eine Herausforderung fur die Finanzierung der gesetzlichen Rentenversiche-
rung dar.

B. Losung

Der Generationenvertrag wird durch die langfristige Stabilisierung des Rentenniveaus und
den Aufbau eines Generationenkapitals zur Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung wei-
terentwickelt. Das Rentenniveau von 48 Prozent soll fir heutige und kiinftige Rentenbezie-
herinnen und Rentenbezieher dauerhaft gesichert werden. Dies wird als Grundsatz gesetz-
lich normiert und starkt das Vertrauen in die gesetzliche Rentenversicherung als tragende
Saule der Alterssicherung in Deutschland. Die Umsetzung dieser Grundsatzregelung er-
folgt in Abschnitten. In einem ersten Abschnitt sind die Regelungen fur diese Haltelinie bis
einschliellich der Rentenanpassung zum 1. Juli 2039 anzuwenden; sie entfalten ihre Wir-
kung damit bis zum 30. Juni 2040. Zudem wird geregelt, dass die Bundesregierung im Jahr
2035 einen Bericht darlber vorzulegen hat, ob und gegebenenfalls welche Mallinahmen
erforderlich sind, um das Rentenniveau von 48 Prozent fiir einen weiteren Abschnitt ab
Mitte des Jahres 2040 beizubehalten.
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Um zuséatzliche Vorsorge zu treffen und die finanzielle Entwicklung zu stabilisieren, wird
eine Stiftung mit der Bezeichnung ,Generationenkapital” errichtet und damit der Einstieg in
eine teilweise Kapitaldeckung der Finanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung voll-
zogen. Aus den Ertragen des Generationenkapitals sollen langfristig Zufihrungen an die
gesetzliche Rentenversicherung generiert werden. Damit wird die Finanzierungsbasis der
gesetzlichen Rentenversicherung erweitert. Sie wird kinftig nicht nur durch Beitrage und
Leistungen des Bundes, sondern auch durch Kapitalertrage getragen. Mit dem Generatio-
nenkapital wird ein Beitrag zur langfristigen Stabilisierung des Beitragssatzes der gesetzli-
chen Rentenversicherung ab Mitte der 2030er Jahre geleistet.

Daruber hinaus werden Stabilitdt und Transparenz der gesetzlichen Rentenversicherung
gestarkt, indem die Untergrenze der Nachhaltigkeitsriicklage zur Verbesserung der unter-
jahrigen Liquiditat angehoben und die Fortschreibungsvorschriften fir Bundeszuschisse
zur Erhéhung der Transparenz der Berechnungsweise vereinfacht werden.

Mit diesen MaRnahmen wird die gesetzliche Rentenversicherung sowohl fur Rentnerinnen
und Rentner als auch flir Beitragszahlerinnen und Beitragszahler heute und in Zukunft ver-
lasslich und zukunftsfest aufgestellt.

C. Alternativen

Die Verlangerung der Geltungsdauer des Mindestsicherungsniveaus von 48 Prozent
koénnte unterbleiben. Dies hatte aufgrund des geltenden Rechts zur Folge, dass durch die
Dampfungsfaktoren in der Rentenanpassungsformel die Rentenanpassungen und damit
das Leistungsniveau der gesetzlichen Rentenversicherung ab dem Jahr 2026 deutlich ge-
ringer ausfallen wurden. Im Gegenzug wurde die Beitragssatzentwicklung etwas flacher
verlaufen, eine Stabilisierung des Leistungsniveaus ware aber nicht mehr gegeben. Das
Vertrauen in das deutsche Alterssicherungssystem wiirde geschwacht.

Die Bildung eines Generationenkapitals fur die gesetzliche Rentenversicherung kénnte un-
terbleiben. Das hatte zur Folge, dass der Anstieg der Rentenbeitragssatze in Folge des
demografischen Wandels mittels dieses Instruments nicht gedampft werden kénnte. Ent-
sprechend den geltenden Fortschreibungsregeln waren mit leicht starker steigenden Bei-
tragssatzen auch hohere Leistungen des Bundes an die Rentenversicherung verbunden.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Die finanziellen Auswirkungen auf die allgemeine Rentenversicherung und die Haushalte
des Bundes und der Lander konnen den nachstehenden Tabellen enthommen werden.

Finanzielle Auswirkungen auf die allgemeine Rentenversicherung*
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2024 2025 2026 2027 2028 2030 2035 2040 2045

(1) geltendes Recht

Beitragssatz in % 18.6 18.6 18.6 18.6 19.7 202 212 213 213
Sicherungsniveau in % 48.0 48.0 48.0 47.8 48.0 46,9 453 44.9 44.9
Rentenausgaben in Mrd. Euro 3724 392.9 412.3 433.8 453.6 482.0 566.9 653.6 7847

(2) mit MaZnahmen ohne Generationenkapital

Beitragssatz in % 18.6 18.6 18.6 18.6 20,0 20,6 223 226 227
Sicherungsniveau in % 48.0 48.0 48.0 48.0 48.0 48,0 48.0 48.0 48.0
Rentenausgaben in Mrd. Euro 3724 392.9 412.3 4346 453.9 4911 5951 693.2 799.7

(3) mit Maknahmen mit Generationenkapital

Beitragssatz in % 18.6 18.6 18.6 18.6 20,0 20,6 223 223 223
Sicherungsniveau in % 48.0 48.0 48.0 48.0 48.0 48,0 48.0 48.0 48.0
Rentenausgaben in Mrd. Euro 3724 392.9 412.3 4346 453.9 4911 5951 694.5 802.0

* Ergebnisse zur besseren Ubersichtlichkeit auf eine Nachkommastelle gerundet, hierdurch ggf. Abweichungen bei Summen

Die Verlangerung der Haltelinie fir das Rentenniveau bei 48 Prozent fuhrt unter Bertck-
sichtigung aller MalRnahmen ab dem Jahr 2028 zu einer starkeren, aber vertretbaren Erho-
hung des Beitragssatzes als nach geltendem Rechtstand. Unter Beriicksichtigung der Mal}-
nahmen — jedoch ohne Zufiihrungen aus dem Generationenkapital — steigt der Beitragssatz
bis zum Jahr 2045 auf 22,7 Prozent. Durch die erwarteten Zufiihrungen von (durchschnitt-
lich) jahrlich 10 Milliarden Euro aus dem Generationenkapital ab dem Jahr 2036 (siehe un-
ten) kann der Anstieg des Beitragssatzes bis zum Jahr 2045 auf 22,3 Prozent gebremst
werden. Das Sicherungsniveau bleibt bei rund 48 Prozent. Aufgrund des vergleichsweise
hoheren Beitragssatzes ergeben sich héhere Leistungen des Bundes an die gesetzliche
Rentenversicherung.

Finanzwirkungen auf die Bundesmittel an die Rentenversicherung sowie die Haushalte der
Lander (Mehr-/Minderausgaben +/-)*

2024 2025 2026 2027 2028 2030 2035 2040 2045

Bund (in Mrd. Eura)

Bundeszuschiisse 0.1 0.2 0.2 0.3 0.5 1.8 5.6 5.9 6.7
Beitrage Kindererziehungszeiten 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0.5 15 1,6 1.8
Bundeszuschuss knappschaftl. RV 0,0 0,0 0,0 0,0 -01 0.1 0,1 0,2 0,2
Zusatz- und Sonderversorgungen 0,0 0,0 0,0 0,0

Bundesmittel insgesamt -01 -0,2 -0,2 -0.3 0,5 23 72 7.7 8,7

Lander (in Mrd. Euro)
Zusatz- und Sonderversorgungen 0,0 0,0 0,0 0,0

* Ergebnisse zur besseren Ubersichtlichkeit auf eine Nachkommastelle gerundet, hierdurch ggf. Abweichungen bei Summen

Ab dem Jahr 2024 werden dem Generationenkapital 12 Milliarden Euro in Form von Darle-
hen zugefuhrt, dieser Betrag wird in den Folgejahren jahrlich um 3 Prozent erhoht. Die ge-
wahrten Darlehen des Bundes an die Stiftung sind in Hohe der Refinanzierungskosten des
Bundes zu verzinsen. Zur Eigenkapitalunterlegung des Generationenkapitals sollen bis
zum Jahr 2028 Ubertragungen von Eigenmitteln im Umfang von 15 Milliarden Euro in das
Stiftungsvermogen erfolgen. Durch eine zukiinftige Ubertragung vorhandener Vermogens-
werte des Bundes auf die Stiftung Generationenkapital kénnen jahrlich bisher im Bundes-
haushalt vereinnahmte Vermogensertrage entfallen und einmalige Mehrausgaben im Bun-
deshaushalt in Zusammenhang mit der Ubertragung der Vermdgenswerte entstehen. Bis
zum Jahr 2036 soll das Generationenkapital ein Volumen von 200 Milliarden Euro erreicht
haben.
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Generationenkapital: Zufiihrungen aus Darlehen des Bundes sowie Ausschittungen an die
allgemeine Rentenversicherung

2024 2025 2026 2027 2028 2030 2035 2040 2045

Zufihrung aus Darlehen (in Mrd. Euro) 12,0 124 12,7 131 13,5 14,3 16,6 19,3 223
Ausschittungen (in Mrd. Eura) 10,0 10,0

* Ergebnisse zur besseren Ubersichtlichkeit auf eine Nachkommastelle gerundet, hierdurch ggf. Abweichungen bei Summen

Aus dem Stiftungsvermogen des Generationenkapitals sind ab dem Jahr 2036 durchschnitt-
lich Ausschuttungen in Hohe von jahrlich 10 Milliarden Euro vorgesehen, die der gesetzli-
chen Rentenversicherung zweckgebunden zugefiuhrt werden. Es wird innerhalb des Gene-
rationenkapitals ein Sicherheitspuffer eingerichtet, mit dem die Substanz des Stiftungsver-
mogens bzw. die Ruckzahlbarkeit von Darlehen des Bundes gewahrleistet werden soll. Da
sich diese Ausschuttungen positiv auf die Einnahmen der gesetzlichen Rentenversicherung
auswirken und die Entwicklung des Beitragssatzes zur gesetzlichen Rentenversicherung
stabilisieren, werden auch der allgemeine Bundeszuschuss sowie die Beitrage des Bundes
fur Kindererziehungszeiten weniger hoch ausfallen.

Mit einer Revisionsklausel in Form einer Berichtspflicht an den Bundestag wird im Jahr 2029
Uberprift, ob die ZielgroRRen fur die Ausschittungen an die gesetzliche Rentenversicherung
aus dem Generationenkapital voraussichtlich erreicht werden kénnen und welche Mal3nah-
men ggf. zur Ertragssicherung des Generationenkapitals vorgeschlagen werden mussen.

Der Bund leistet notwendige Ausgaben zum Aufbau der Stiftung. Diese sind im Einzel-
plan 60 im Bundeshaushalt 2024 als Barmittel in H6he von 10 Millionen Euro vorgesehen.
Zudem entstehen im Jahr 2024 Haushaltsausgaben des Bundes in Zusammenhang mit der
Zustiftung an den Fonds zur kerntechnischen Entsorgung (KENFO) in Héhe von einmalig
25 Millionen Euro fiir die befristet geplante Ubernahme von Aufgaben der Stiftung Genera-
tionenkapital und somit zur Ausfinanzierung des zusatzlichen Stiftungszwecks.

Fur die Einrichtung und kinftige Begleitung der zu griindenden Stiftung sind im Bundesmi-
nisterium der Finanzen drei Planstellen des hoheren Dienstes erforderlich, flr die eine
haushalterische Vorsorge bereits getroffen worden ist. Im Bundesministerium fur Arbeit und

Soziales sind fur diese Aufgaben zwei Planstellen erforderlich, die noch im Haushalt zu
verankern sind.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Birgerinnen und Biirger

Fur Blrgerinnen und Blrger entsteht kein zusatzlicher Erflllungsaufwand.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft entsteht kein zusatzlicher Erflllungsaufwand.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.
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E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Erflllungsaufwand fir den Bund entsteht insbesondere durch die Einrichtung und kiinftige
Begleitung der zu griindenden Stiftung. Hierflr sind im Bundesministerium der Finanzen
drei und im Bundesministerium fur Arbeit und Soziales zwei Planstellen des hdheren Diens-
tes erforderlich.

Far Lander und Kommunen sowie fur die gesetzliche Rentenversicherung entsteht kein Er-
flullungsaufwand.

F. Weitere Kosten

Durch die Verlangerung der Haltelinie fir das Rentenniveau von 48 Prozent ergeben sich
positive Auswirkungen auf das verfigbare Einkommen der Rentnerhaushalte, die insbe-
sondere langfristig auftreten. Mittelfristig werden das verfligbare Einkommen der sozialver-
sicherungspflichtig Beschaftigten und die Beitragslast der Arbeitgeber relativ geringfligig
beeinflusst. Langfristig kommt es durch den gegeniber dem geltenden Recht héheren Bei-
tragssatz zur Rentenversicherung zu einer Reduzierung des verfigbaren Einkommens der
sozialversicherungspflichtig Beschéaftigten und zu einer hoheren Beitragsbelastung der Ar-
beitgeber. Mittelfristig sind keine messbaren Auswirkungen auf das Preisniveau zu erwar-
ten. Langfristig steht den mdglichen preiserhéhenden Wirkungen aufgrund héherer Arbeits-
kosten sowie einer hdheren Konsumnachfrage der Rentnerhaushalte eine mdégliche preis-
dampfende Wirkung aufgrund einer geringeren Konsumnachfrage seitens der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer gegenlber. Nennenswerte Auswirkungen auf das Preisniveau,
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind jedoch auch langfristig nicht zu erwarten.

Die Wirtschaft, insbesondere auch die mittelstandischen Unternehmen, wird durch die Re-
gelungen zum Generationenkapital nicht belastet. Durch die Errichtung der Stiftung wird
das verfligbare Einkommen der gesetzlich Rentenversicherten durch gedampfte Beitrags-
satzsteigerungen perspektivisch leicht erhoht und die Unternehmen werden im Rahmen der
paritatischen Finanzierung der Sozialversicherungen entlastet.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums fur Arbeit und
Soziales und des Bundesministeriums der Finanzen

Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung des Rentenniveaus und zum
Aufbau eines Generationenkapitals fiir die gesetzliche Rentenversiche-
rung

(Rentenniveaustabilisierungs- und Generationenkapitalgesetz)

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Rentenversicherung — in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBI. | S. 754, 1404, 3384), das zuletzt
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 408) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltsubersicht wird wie folgt geandert:
a) Die Angabe zu § 154 wird durch folgende Angaben ersetzt:
,§ 154 Rentenversicherungsbericht und weitere Berichte zur Alterssicherung
§ 154a Sicherungsniveau vor Steuern®.
b) Die Angabe zu § 255e wird wie folgt gefasst:
,§ 255e Niveauschutzklausel fir die Zeit vom 1. Juli 2019 bis zum Ablauf des 1. Juli 2039".
c) Die Angaben zu den §§ 255h und 255i werden wie folgt gefasst:
,§ 255h Schutzklausel in der Zeit vom 1. Juli 2022 bis zum Ablauf des 1. Juli 2039
§ 255i Anpassung nach Mindestsicherungsniveau bis zum Ablauf des 1. Juli 2039
d) Die Angaben zu den zu §§ 287 und 287a werden wie folgt gefasst:
,§ 287 Beitragssatzgarantie
§ 287a Veranderung des allgemeinen Bundeszuschusses fur das Jahr 2025
e) Nach der Angabe zu § 287g wird folgende Angabe eingeflgt:
,§ 287h Bundesmittel und Mindestriicklage®.
f) Die Angabe zu § 291b wird wie folgt gefasst:

.8 291b (weggefallen)”.
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§ 63 Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

»(7) Der aktuelle Rentenwert wird jahrlich angepasst. Dabei soll ein Sicherungsni-

veau vor Steuern von 48 Prozent nicht unterschritten werden.”

§ 69 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Die Bundesregierung hat durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-

desrates bis zum Ablauf des 31. Dezembers des jeweiligen Jahres folgende Durch-
schnittsentgelte zu bestimmen:

1.

fur das vergangene Kalenderjahr das auf volle Euro gerundete Durchschnittsent-
gelt (Anlage 1), das sich ergibt, indem das Durchschnittsentgelt des vorvergange-
nen Kalenderjahres mit der prozentualen Veranderung der Bruttoléhne und -geh-
alter je Arbeitnehmer nach § 68 Absatz 2 Satz 1 des vergangenen Kalenderjahres
gegenuber dem vorvergangenen Kalenderjahr fortgeschrieben wird, und

fur das folgende Kalenderjahr das auf volle Euro gerundete vorlaufige Durch-
schnittsentgelt, das sich ergibt, indem das Durchschnittsentgelt fir das vergan-
gene Kalenderjahr mit dem Doppelten der prozentualen Veranderung der Brutto-
I6hne und -gehalter je Arbeitnehmer nach § 68 Absatz 2 Satz 1 des vergangenen
Kalenderjahres gegentber dem vorvergangenen Kalenderjahr fortgeschrieben
wird.

Die Anlage 1 ist entsprechend der Bestimmung der Entgelte gemaf Satz 1 zu andern.
Dabei ersetzt das Durchschnittsentgelt nach Satz 1 Nummer 1 das vorlaufige Durch-
schnittsentgelt fur das jeweilige Kalenderjahr in Anlage 1.”

§ 154 wird wie folgt geandert:

a)

b)

c)

d)

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,§ 154
Rentenversicherungsbericht und weitere Berichte zur Alterssicherung®.
Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 1 wird nach dem Wort ,Nachhaltigkeitsricklage” das Wort ,sowie*
durch ein Komma ersetzt und werden nach dem Wort ,Beitragssatzes” die
Woérter ,sowie des Sicherungsniveaus vor Steuern® eingefligt.
bb) In Nummer 2 wird das Komma am Ende durch einen Punkt ersetzt.
cc) Nummer 3 wird aufgehoben.
Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 4 wird das Wort ,und“ am Ende durch einen Punkt ersetzt.
bb) Nummer 5 wird aufgehoben.

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden Kdrperschaften geeignete
Malnahmen vorzuschlagen, wenn in der allgemeinen Rentenversicherung in der
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mittleren Variante der 15-jahrigen Vorausberechnungen des Rentenversiche-
rungsberichts der Beitragssatz bis zum Jahr 2030 22 Prozent Uberschreitet. Die
Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag im Jahr 2035 einen Bericht dar-
Uber vorzulegen, ob und welche MalRnahmen erforderlich sind, um das Siche-
rungsniveau vor Steuern Uber das Jahr 2039 hinaus bei 48 Prozent konstant zu
halten. Bei dieser Uberpriifung werden insbesondere die Entwicklung von Be-
schaftigung und Demografie sowie die Auswirkungen auf den Beitragssatz und
den Bundeshaushalt berlcksichtigt.”

e) Absatz 3a wird aufgehoben.
f) Absatz 4 Satz 2 wird aufgehoben.

Nach § 154 wird folgender § 154a eingefugt:

»S 154a
Sicherungsniveau vor Steuern

(1) Das Sicherungsniveau vor Steuern fir das jeweilige Kalenderjahr ist der Ver-
haltniswert aus der verfligbaren Standardrente und dem verfligbaren Durchschnittsent-
gelt des jeweils betreffenden Kalenderjahres.

(2) Die verfugbare Standardrente des jeweiligen Kalenderjahres ist die Standard-
rente, gemindert um die von den Rentnerinnen und Rentnern zu tragenden Sozialver-
sicherungsbeitrage. Die Standardrente ist die Regelaltersrente aus der allgemeinen
Rentenversicherung mit 45 Entgeltpunkten, die sich berechnet unter Zugrundelegung
des ab dem 1. Juli des betreffenden Kalenderjahres geltenden aktuellen Rentenwerts
fur zwolf Monate. Die von den Rentnerinnen und Rentnern zu tragenden Sozialversi-
cherungsbeitrage berechnen sich, indem die Standardrente des betreffenden Kalen-
derjahres multipliziert wird mit der Summe des von den Rentnerinnen und Rentnern zu
tragenden Anteils des allgemeinen Beitragssatzes sowie des durchschnittlichen Zu-
satzbeitragssatzes zur gesetzlichen Krankenversicherung und des Beitragssatzes zur
sozialen Pflegeversicherung des betreffenden Kalenderjahres. Dabei ist die jeweilige
Hoéhe der Beitragssatze der Bekanntmachung des Gesamtsozialversicherungsbei-
tragssatzes nach § 20 Absatz 2a Satz 5 des Vierten Buches im Bundesanzeiger zu
entnehmen.

(3) Das verfligbare Durchschnittsentgelt des jeweiligen Kalenderjahres wird er-
mittelt, indem das verfigbare Durchschnittsentgelt des Vorjahres mit der fur die Ren-
tenanpassung malfigebenden Veranderung der Bruttoldhne und -gehalter je Arbeitneh-
mer (§ 68 Absatz 2) und mit der Veranderung der Nettoquote des Durchschnittsent-
gelts des jeweiligen Kalenderjahres gegeniiber dem Vorjahr multipliziert wird. Die Net-
toquote des Durchschnittsentgelts des jeweiligen Kalenderjahres wird ermittelt, indem
vom Wert 100 Prozent der vom Arbeitnehmer zu tragende Anteil des im Bundesanzei-
ger nach § 20 Absatz 2a Satz 5 des Vierten Buches bekannt gegebenen Gesamtsozi-
alversicherungsbeitragssatzes des betreffenden Kalenderjahres abgezogen wird.*

In § 158 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,0,2fache® durch die Angabe
,0,3fache” ersetzt.

§ 213 wird wie folgt gefasst:
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»9 213

Zuschisse des Bundes

(1) Der Bund leistet zu den Ausgaben der allgemeinen Rentenversicherung Zu-
schisse.

(2) Ausgehend vom Betrag des allgemeinen Bundeszuschusses im Jahr 2023 in
Hohe von 42 678 677 769,26 Euro, wird dieser fur das jeweils folgende Kalenderjahr
neu bestimmt, indem der fUr das laufende Kalenderjahr ermittelte allgemeine Bundes-
zuschuss multipliziert wird mit den Faktoren flr die Veranderung

1. der Bruttoldhne und -gehalter je Arbeitnehmer nach § 68 Absatz 2 Satz 1 des ver-
gangenen Kalenderjahres gegeniiber dem vorvergangenen Kalenderjahr und

2. des Beitragssatzes zur allgemeinen Rentenversicherung des folgenden Kalender-
jahres gegentber dem laufenden Kalenderjahr.

In den Jahren 2024 und 2025 wird der allgemeine Bundeszuschuss zusatzlich zu der
Bestimmung nach Satz 2 um jeweils 480 Millionen Euro erhéht. Die Betradge nach
Satz 3 sind jeweils bei den Anderungen des Bundeszuschusses in den darauf folgen-
den Kalenderjahren nach Satz 2 zu berucksichtigen.

(3) Ausgehend von dem Betrag des zusatzlichen Bundeszuschusses ohne den
Erhéhungsbetrag nach Absatz 4 im Jahr 2023 in Héhe von 14 613 769 197,41 Euro,
wird dieser fir das jeweils folgende Kalenderjahr neu bestimmt, indem der fir das lau-
fende Kalenderjahr ermittelte zusatzliche Bundeszuschuss ohne den Erhéhungsbetrag
nach Absatz 4 mit dem Faktor fur die Verdnderung des erwarteten Aufkommens der
Steuern vom Umsatz des folgenden Jahres gegeniber dem laufenden Jahr multipliziert
wird. Dabei bleiben Anderungen der Steuersatze im Jahr ihres Wirksamwerdens unbe-
rucksichtigt. Mit dem zusatzlichen Bundeszuschuss werden die nicht beitragsgedeck-
ten Leistungen pauschal abgegolten.

(4) Der zusatzliche Bundeszuschuss nach Absatz 3 wird um einen Erhéhungsbe-
trag erganzt. Ausgehend von dem Betrag des Erhohungsbetrags im Jahr 2023 in Hohe
von 15 423 203 482,76 Euro, wird dieser flr das jeweils folgende Kalenderjahr neu be-
stimmt, indem der fir das laufende Kalenderjahr ermittelte Erhéhungsbetrag mit dem
Faktor fir die Veranderung der Bruttoldhne und -gehalter des vergangenen Jahres ge-
genuber dem vorvergangenen Jahr multipliziert wird. § 68 Absatz 2 Satz 1 gilt entspre-
chend.

(5) Die Festsetzung und Auszahlung der Monatsraten sowie die Abrechnung der
Bundeszuschusse fuhrt das Bundesamt fur Soziale Sicherung durch.*

§ 255d Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
»(4) FUr die Bestimmung des aktuellen Rentenwerts zum 1. Juli 2025 sind

1. abweichend von § 68 Absatz 7 Satz 2 bei der Ermittlung des Faktors nach § 68
Absatz 2 Satz 3 die dem Statistischen Bundesamt zu Beginn des Jahres 2024 fir
die Jahre 2022 und 2023 vorliegenden Daten zu den gesamtdeutschen Bruttoldh-
nen und -gehaltern je Arbeitnehmer (§ 68 Absatz 2 Satz 1) und

2. abweichend von § 68 Absatz 7 Satz 4 bei der Ermittlung des Faktors nach § 68
Absatz 2 Satz 3 die der Deutschen Rentenversicherung Bund zu Beginn des Jah-
res 2024 fir das Jahr 2022 vorliegenden Daten aus der Versichertenstatistik zu
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den gesamtdeutschen beitragspflichtigen Bruttoldhnen und -gehaltern je Arbeit-
nehmer ohne Beamte einschlielllich der Bezieher von Arbeitslosengeld

zugrunde zu legen.”
§ 255e wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,§ 255e

Niveauschutzklausel fur die Zeit vom 1. Juli 2019 bis zum Ablauf des 1. Juli
2039“.

b) In Absatz 1 wird die Angabe ,1. Juli 2025“ durch die Wérter ,Ablauf des 1. Juli
2039° ersetzt und die Angabe ,§ 154 Absatz 3a“ durch die Angabe ,§ 154a“ er-
setzt.

c) InAbsatz 2 Satz 1 und 2 werden jeweils die Worter ,§ 154 Absatz 3a Satz 5“ durch
die Wérter ,§ 154a Absatz 3 Satz 1“ ersetzt.

§ 255h wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

»8 255h
Schutzklausel in der Zeit vom 1. Juli 2022 bis zum Ablauf des 1. Juli 2039*.

b) In den Absatzen 1 und 2 Satz 1, Absatz 3 Satzteil vor Nummer 1 und Absatz 6
Satz 1 wird jeweils die Angabe ,2025* durch die Angabe ,2039° ersetzt.

§ 255i wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

.S 255i
Anpassung nach Mindestsicherungsniveau bis zum Ablauf des 1. Juli 2039“.
b) In Satz 1 wird jeweils die Angabe ,2025" durch die Angabe ,2039“ ersetzt.
§ 287 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,§ 287
Beitragssatzgarantie®.

b) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
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aa) In Satz 2 wird die Angabe ,2025" durch die Angabe ,2036“ ersetzt.

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

§ 287a wird wie folgt gefasst:

.8 287a
Veranderung des allgemeinen Bundeszuschusses fir das Jahr 2025

FUr die Bestimmung des allgemeinen Bundeszuschusses nach § 213 Absatz 2 fur
das Jahr 2025 sind abweichend von § 228b die flir das Bundesgebiet ohne das Bei-
trittsgebiet ermittelten Bruttolohne und -gehalter je Arbeitnehmer (§ 68 Absatz 2 Satz 1)
malfigebend.”

In § 287d wird wie folgt geandert:

a) Die Absatze 1 und 2 werden aufgehoben.

b) Die Absatzbezeichnung ,(3)“ wird gestrichen.

In § 2879 Satz 2 wird die Angabe ,Satz 3 durch die Angabe ,Satz 2“ ersetzt.

Nach § 2879 wird folgender § 287h eingefugt:

»8 287h
Bundesmittel und Mindestriicklage

Ist der Beitragssatz in der allgemeinen Rentenversicherung vom 1. Januar eines
Jahres an nach § 158 erstmals auf einen Wert von tber 18,6 Prozent zu verandern, ist
fur dieses Jahr zusatzlich ein rechnerischer Beitragssatz in der allgemeinen Renten-
versicherung nach § 158 zu ermitteln, der sich bei einer Mindestrucklage nach § 158
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in Hohe des 0,2fachen der durchschnittlichen Ausgaben zu
eigenen Lasten der Trager der allgemeinen Rentenversicherung flr einen Kalender-
monat ergeben wirde. Bei der Bestimmung des allgemeinen Bundeszuschusses nach
§ 213 Absatz 2 und der Beitragszahlung fur Kindererziehungszeiten nach § 177 Ab-
satz 2 ist fir das Jahr nach Satz 1 an Stelle des Beitragssatzes zur allgemeinen Ren-
tenversicherung nach § 158 jeweils der rechnerische Beitragssatz nach Satz 1 anzu-
wenden. Bei der Festlegung des allgemeinen Bundeszuschusses nach § 213 Absatz 2
und der Beitragszahlung fur Kindererziehungszeiten nach § 177 Absatz 2 in dem da-
rauf folgenden Jahr ist als Beitragssatz fur das Jahr nach Satz 1 an Stelle des Beitrags-
satzes zur allgemeinen Rentenversicherung nach § 158 jeweils der rechnerische Bei-
tragssatz nach Satz 1 anzuwenden.”

§ 291b wird aufgehoben.
§ 292 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird aufgehoben.

b) Die Abséatze 2 und 3 werden die Absatze 1 und 2.
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Artikel 2

Gesetz zur Errichtung einer Stiftung ,,Generationenkapital®

(Generationenkapitalgesetz — GenKapG)

§1
Errichtung, Zweck und Sitz

(1) Es wird eine rechtsfahige Stiftung des 6ffentlichen Rechts mit der Bezeichnung
~,Generationenkapital“ errichtet. Die Stiftung entsteht mit Inkrafttreten dieses Gesetzes.

(2) Zweck der Stiftung ist es, aus der Bewirtschaftung des Stiftungsvermoégens Ertrage
zu erwirtschaften, aus denen dauerhaft ein Beitrag zur langfristigen Stabilisierung der Bei-
tragssatzentwicklung der allgemeinen Rentenversicherung zu leisten ist.

(3) Sitz der Stiftung ist Berlin.

§2
Aufgaben und Organisation der Stiftung
(1) Die Stiftung legt die ihr zugefuhrten Mittel an, um den Stiftungszweck zu erreichen.

(2) Organe der Stiftung sind das Kuratorium und der Vorstand.

§3
Kuratorium

(1) Das Kuratorium beschlie3t Uber alle grundsatzlichen Fragen, die mit dem Errei-
chen des Stiftungszwecks und den Aufgaben der Stiftung verbunden sind. Hierbei kann das
Kuratorium die Deutsche Bundesbank beratend hinzuziehen. Das Kuratorium bestellt den
Vorsitzenden oder die Vorsitzende des Vorstands sowie die Mitglieder des Vorstands. Das
Kuratorium Uberwacht die Tatigkeiten des Vorstands. Das Nahere regelt die Satzung.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen und das Bundesministerium flr Arbeit und
Soziales bestellen jeweils zwei Mitglieder fur das Kuratorium. Das Bundesministerium der
Finanzen und das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales kdnnen im gegenseitigen Ein-
vernehmen jeweils bis zu zwei weitere Mitglieder bestellen. Die Mitglieder sollen tber Er-
fahrung in der Anlage und dem Management bedeutender Vermogen verfugen. Die Mitglie-
der des Kuratoriums nach Satz 2 werden jeweils fiir vier Jahre bestellt. Im Falle der Uber-
tragung von Aufgaben nach § 15 an den Fonds zur Finanzierung der kerntechnischen Ent-
sorgung bestellt das Bundesministerium fir Wirtschaft und Klimaschutz ein Mitglied fur das
Kuratorium fir den Zeitraum der Ubertragung und kann im gegenseitigen Einvernehmen
mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium fur Arbeit und So-
ziales ein weiteres Mitglied bestellen. Die Satze 3 und 4 gelten entsprechend.

(3) Das Kuratorium wahlt aus Mitgliedern, die nach Absatz 2
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1.  vom Bundesministerium der Finanzen bestellt worden sind, eine Vorsitzende oder ei-
nen Vorsitzenden und

2. vom Bundesministerium fir Arbeit und Soziales bestellt worden sind, eine Stellvertre-
terin oder einen Stellvertreter.

(4) Erhalt bei der Wahl nach Absatz 3 kein Mitglied des Kuratoriums eine Mehrheit, so
wird die oder der Vorsitzende vom Bundesministerium der Finanzen und ihre oder seine
Stellvertretung vom Bundesministerium fur Arbeit und Soziales bestimmt.

(5) Das Kuratorium beschlief3t mit der einfachen Mehrheit seiner Mitglieder. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Das Letztentscheidungs-
recht liegt bei der oder dem Vorsitzenden.

(6) Das Kuratorium kann einen beratenden Anlageausschuss einrichten. Die Mitglie-
der des Anlageausschusses sollen Uber Erfahrung im Bereich der Portfolioverwaltung, der
Mittelanlage, der Risikosteuerung oder in Fragen der nachhaltigen Kapitalanlage verfligen.
Das Nahere regelt die Satzung.

(7) Das Kuratorium erlasst die Satzung der Stiftung. In der Satzung werden insbeson-
dere die Einzelheiten der Organisation und der Ausfiihrung der Aufgaben der Stiftung sowie
die Berichtspflichten des Vorstands geregelt.

§4
Vorstand

(1) Der Vorstand fuhrt die Beschlusse des Kuratoriums aus. Er fUhrt die Geschafte der
Stiftung. Er beschliel3t mit der einfachen Mehrheit seiner Mitglieder. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Der Vorstand ist berechtigt, externe
Dienstleister zu beauftragen. Das Nahere regelt die Satzung.

(2) Der Vorstand besteht aus bis zu drei Mitgliedern. Die Mitglieder des Vorstands
mussen Uber ein angemessen breites Spektrum an Kenntnissen, Fahigkeiten und Erfah-
rungen verfligen, die zur Anlage und zum Management bedeutender Vermégen befahigen.
Mitglieder des Vorstands der Stiftung dirfen zugleich dem Vorstand der rechtsfahigen Stif-
tung des o6ffentlichen Rechts oder der Anstalt des 6ffentlichen Rechts, der die Wahrneh-
mung der in § 15 genannten Aufgaben Ubertragen worden ist, angehoéren. Mitglieder des
Vorstands durfen nicht zugleich dem Kuratorium nach § 3 oder dem Aufsichtsorgan nach
§ 14 Absatz 1 angehoéren.

(3) Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und aulRergerichtlich. Das Nahere re-
gelt die Satzung.

(4) Der Vorstand legt dem Kuratorium auf Grundlage der allgemeinen Marktentwick-
lung die grundsatzliche Ausrichtung der Anlagepolitik zur Entscheidung vor.

(5) Die Bundesregierung, vertreten durch das Bundesministerium der Finanzen, kann
konkrete Anlagevorhaben durch Weisung untersagen.
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§5
Stiftungsvermogen

(1) Der Stiftung kdnnen vom Bund oder aufgrund dessen Veranlassung durch einen
ihm zurechenbaren Vermoégenstrager Eigenmittel zugefihrt werden. Eigenmittel sind

1. Barmittel und

2. Vermdgenswerte der Anlageklassen nach § 215 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 7 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes und nach § 17 Absatz 1 der Pensionsfonds-Aufsichts-
verordnung.

Zugeflihrte Vermoégenswerte nach Nummer 2 dirfen im Gegensatz zu ihren Ertragen nicht
zur Deckung der Kosten nach § 7 Absatz 1 verwendet werden. Unentgeltlich zugefuhrt wer-
den bis zum Jahresende 2028 Eigenmittel in Hohe von 15 Milliarden Euro.

(2) Der Stiftung kdnnen zudem Mittel in Form von Darlehen zugefiihrt werden. Die
Stiftung ist dazu verpflichtet, die dem Bund fir die Refinanzierung des Darlehens entste-
henden Zinskosten zu erstatten.

(3) Der Bund flhrt der Stiftung in den Haushaltsjahren ab 2024 jahrlich Mittel in Form
von Darlehen gemal Absatz 2 zu, sofern die Stiftung nicht schriftlich mitteilt, auf die Inan-
spruchnahme des Darlehens im Einzelfall zu verzichten. Die Mittel zur Zufihrung in Form
von Darlehen betragen 12 Milliarden Euro im Haushaltsjahr 2024. Ab dem Jahr 2025 steigt
dieser Betrag jahrlich um 3 Prozent.

(4) Bis zum Jahr 2036 soll das Stiftungsvermégen ein Volumen von 200 Milliarden
Euro erreichen.

(5) Eine eigenstandige Kreditaufnahme der Stiftung am Markt ist nicht zuldssig. Vom
Verbot der Kreditaufnahme ausgenommen ist die Aufnahme von Krediten durch Dritte wie
Zielfonds, Beteiligungsgesellschaften oder Zweckgesellschaften, an welchen die Stiftung
unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, wenn

1. die Stiftung fur die Dritten, an denen sie beteiligt ist, keine Haftung Uber die investierten
Mittel hinaus Ubernommen hat,

2. die aufgenommenen Kreditmittel nicht der Stiftung zuflieRen und

3. die Stiftung den Schuldendienst nicht Gbernimmt.

§6
Anlage der Mittel

(1) Die der Stiftung nach § 5 Absatz 1 bis 3 zugeflihrten Mittel einschlieRlich der rea-
lisierten Ertrage sind abzlglich der laufenden Kosten renditeorientiert und global-diversifi-
ziert zu marktublichen Bedingungen anzulegen; die Anlagerichtlinie nach Absatz 2 und 3
ist anzuwenden. Ausnahmen sind Ubergangsweise und unter Bericksichtigung der Markt-
lage im Falle einer Zuflihrung von Vermégenswerten nach § 5 Absatz 1 Nummer 2 be-
schrankt auf diese Eigenmittel zulassig.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen kann im Benehmen mit dem Bundesminis-
terium fir Arbeit und Soziales die Anlagerichtlinie der Stiftung durch allgemeine Verwal-
tungsvorschrift erlassen. Die Anlagerichtlinie ist im Bundesanzeiger bekannt zu geben.



-15- Bearbeitungsstand: 04.03.2024 16:25

Uber die Anlagerichtlinie ist sicherzustellen, dass die Stiftung bei inren Anlageentscheidun-
gen die allgemeinen Anlagegrundsatze fir die Vermdgensanlage nach § 124 Absatz 1 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes achtet.

(3) Die Anlagerichtlinie und die Anlagepolitik der Stiftung richten sich hinsichtlich der
zulassigen Vermogenswerte und Anlageklassen

1. nach § 215 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 7 des Versicherungsaufsichtsgesetzes und

2. nach § 17 Absatz 1, 2 und 4 der Pensionsfonds-Aufsichtsverordnung.

§7
Verwendung der Mittel

(1) Die laufenden Kosten der Stiftung und der Verwaltung des Stiftungsvermdgens
einschliellich der Zinsaufwande aus Darlehen des Bundes an die Stiftung sind aus den
Ertragen des Stiftungsvermoégens zu begleichen. Nur soweit die Ertrage des Stiftungsver-
mogens dazu nicht ausreichen, sind die laufenden Kosten vorubergehend aus den der Stif-
tung nach § 5 Absatz 2 zugeftihrten Darlehen zu begleichen.

(2) Die Ertrage des Stiftungsvermégens werden nach Abzug der laufenden Kosten
sowie der Zinsaufwande zur Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung der allgemeinen
Rentenversicherung verwendet. Hierzu werden Ertrage an die Deutsche Rentenversiche-
rung Bund ausgeschttet.

(8) Voraussetzung flr die Ausschiattung von Ertradgen im Folgejahr ist, dass zum Ab-
schluss eines Geschéftsjahres der Wert der Kapitalanlagen die Summe

1. des Wertes, den die eingebrachten Eigenmittel im Sinne von § 5 Absatz 1 Nummer 2
zum Zeitpunkt ihrer Einbringung hatten und

2. der Hohe der Verbindlichkeiten aus Darlehen nach § 5 Absatz 2, die zum Abschluss
des Geschaftsjahres bestehen,

um mindestens 10 Prozent Ubersteigt.

(4) Bei Nichteinhaltung der Bedingung flir die Ausschiittung nach Absatz 3 kann das
Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fir Arbeit
und Soziales eine Ausschuttung zulassen, wenn

1. die Wiedereinhaltung der Bedingung im Folgejahr wieder zu erwarten ist und

2. der Wert der Kapitalanlagen die nach Absatz 3 Nummer 1 und 2 ermittelte Summe
nicht unterschreitet.

Einzelheiten kdnnen in der Satzung geregelt werden.

(5) Uber die Hbhe der Ausschiittung entscheidet das Bundesministerium der Finanzen
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium flr Arbeit und Soziales und nach Anhérung
des Vorstands der Stiftung, erstmalig fur das Haushaltsjahr 2035. Einzelheiten kénnen in
der Satzung geregelt werden.

(6) Im Jahr 2029 legt die Stiftung dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bun-
desministerium fur Arbeit und Soziales einen Bericht vor. In dem Bericht ist auf Basis der
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Langfristplanung nach § 8 Absatz 5 darzulegen, ob und inwiefern der mit dem Stiftungsver-
maogen beabsichtigte Beitrag zur langfristigen Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung
der allgemeinen Rentenversicherung durch durchschnittlich jahrliche Ausschuttungen in
Hohe von 10 Milliarden Euro ab dem Jahr 2036 voraussichtlich erreicht werden kann. Das
Bundesministerium der Finanzen hat im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Ar-
beit und Soziales in einem erganzenden Bericht an den Deutschen Bundestag darzulegen,
ob und welche Malinahmen erforderlich sind, um diesen beabsichtigten Beitrag zur lang-
fristigen Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung der allgemeinen Rentenversicherung
voraussichtlich zu erreichen. In dem erganzenden Bericht ist ferner vorzuschlagen, ob und
in welcher Hohe die Zufihrungen nach § 5 Absatz 2 nach dem Jahr 2045 fortgesetzt wer-
den sollen.

§8
Grundsatze der Wirtschaftsfiihrung, Finanz- und Wirtschaftsplanung

(1) Die Stiftung ist in ihrer Wirtschaftsfuhrung selbstandig. Sie trifft ihre Anlageent-
scheidungen nach kaufmannischen Grundsatzen. Die Stiftung flhrt ein kaufmannisches
Rechnungswesen nach handelsrechtlichen Grundsatzen.

(2) § 105 Absatz 1 Nummer 1 und 2 der Bundeshaushaltsordnung gilt, soweit dieses
Gesetz nichts anderes bestimmt. Auf Verwaltungsaufwendungen der Stiftung sind § 37,
§ 61 Absatz 1 Satz 2 Absatz 3 und 4 sowie die §§ 70 und 79 der Bundeshaushaltsordnung
nicht anzuwenden. An deren Stelle treten § 9 Absatz 1 und § 12 Absatz 1 und 2. Fir den
Vermodgensanlagebestand und dessen Wirtschaftsfuhrung sind vorbehaltlich des Absatzes
3 Satz 1 die Vorschriften der Bundeshaushaltsordnung nicht anzuwenden. Der Vermoégens-
anlagebestand wird in dem nach Absatz 4 Satz 3 erstellten Haushaltsplan mit den Zufuh-
rungen und geplanten Ausschuttungen dargestellt. Fur die Wirtschaftsfuhrung des Vermo-
gensanlagebestandes gilt § 12 Absatz 1 und 2. Auf Anlageentscheidungen sind die §§ 10
und 11 anzuwenden.

(3) Die Stiftung erstellt fur jedes Kalenderjahr einen Wirtschaftsplan nach § 110 der
Bundeshaushaltsordnung. Der Wirtschaftsplan dient der Planung der Deckung des Bedarfs
an Finanzmitteln, die zur Erflllung der Aufgaben der Stiftung im jeweiligen Kalenderjahr
voraussichtlich notwendig sind. Der Wirtschaftsplan bildet die verbindliche Grundlage fir
die Wirtschaftsfiihrung der Stiftung. Der Wirtschaftsplan ermachtigt die Stiftung, entspre-
chend der Ansatze Verpflichtungen einzugehen und Ausgaben zu leisten. Durch den Wirt-
schaftsplan werden Ansprliche oder Verbindlichkeiten weder begriindet noch aufgehoben.

(4) Der Wirtschaftsplan umfasst regelmafig eine Mittelfristplanung fur die jeweils fol-
genden funf Kalenderjahre. Als Teil des Wirtschaftsplans sind ein Finanzplan und ein Per-
sonalplan sowie eine nach handelsrechtlichen Grundsatzen aufzustellende Plan-Gewinn-
und-Verlust-Rechnung zu erstellen. Auf Basis des Wirtschaftsplans ist eine Uberleitungs-
rechnung auf einen kameralen Haushaltsplan, gegliedert nach dem Gruppierungsplan des
Bundes, zu erstellen. Einzelheiten kdnnen in der Satzung geregelt werden.

(5) Die Stiftung erstellt erstmals ab dem Jahr 2029 jahrlich eine Langfristplanung fur
die jeweils folgenden flinfzehn Kalenderjahre. Die Langfristplanung enthalt die Mittelfrist-
planung sowie Szenarien zur Vermogensentwicklung inklusive Ausschiittungsprognosen.
Die Szenarien sind jahrlich spatestens zwei Monate vor Ablauf des laufenden Kalenderjah-
res zu aktualisieren.

(6) Der Vorstand legt dem Kuratorium jahrlich einen Entwurf des Wirtschaftsplans flr
das nachste Kalenderjahr vor. Der Wirtschaftsplan wird vom Kuratorium spatestens zwei
Monate vor Ablauf des laufenden Kalenderjahres beschlossen und dem Bundesministerium



-17 - Bearbeitungsstand: 04.03.2024 16:25

der Finanzen umgehend zur Genehmigung vorgelegt. Das Bundesministerium der Finan-
zen entscheidet bis spatestens einen Monat vor Ablauf des laufenden Kalenderjahres tGber
die Genehmigung. Die Entscheidung ergeht im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
fur Arbeit und Soziales. Das Nahere regelt die Satzung. Liegt einen Monat vor Ablauf des
laufenden Kalenderjahres kein genehmigter Wirtschaftsplan vor, so kann das Bundesmi-
nisterium der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Arbeit und Sozi-
ales einen vorlaufigen Wirtschaftsplan fur das nachste Kalenderjahr festsetzen. Erfolgt die
Festsetzung nicht rechtzeitig vor Ablauf des laufenden Kalenderjahres, so ist die Stiftung
lediglich berechtigt, wirksam begriindete Verpflichtungen zu erflllen.

§9
Ausfiihrung und Anderung des Wirtschaftsplans

(1) Verwaltungsaufwendungen muissen durch Ansatze im Wirtschaftsplan gedeckt
sein. Verwaltungsaufwendungen, fur die die Ansatze im Wirtschaftsplan nicht gentuigen oder
fur die keine Ansatze vorhanden sind, bedurfen der Einwilligung des Bundesministeriums
der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Arbeit und Soziales.

(2) Der Wirtschaftsplan ist zu andern, wenn sich die Plan-Gewinn-und-Verlust-Rech-
nung oder der Finanzplan gegeniber dem urspringlichen Wirtschaftsplan erheblich veran-
dert. Eine erhebliche Veranderung liegt vor, wenn die Gesamtaufwendungen der Plan-Ge-
winn-und-Verlust-Rechnung oder die Gesamtausgaben des Finanzplans den jeweiligen
Gesamtansatz um mehr als 20 Prozent berschreiten. Fir die Anderung des Wirtschafts-
plans gilt § 8 Absatz 3 bis 6 entsprechend.

§10
Veranderungen von Vertragen und Anspriichen, Vergleiche

(1) Die Stiftung darf mit Wirkung fir den Vermdgensanlagebestand Vertrage zum
Nachteil der Stiftung nur in besonders begriindeten Ausnahmefallen aufheben oder andern.

(2) Die Stiftung darf mit Wirkung fir den Vermoégensanlagebestand Anspriiche nur
1. stunden, wenn die sofortige Einziehung unwirtschaftlich ware und der Anspruch durch
die Stundung nicht gefahrdet wird, wobei die Stundung gegen angemessene Verzin-

sung und in der Regel nur gegen Sicherheitsleistung gewahrt werden soll,

2. niederschlagen, wenn feststeht, dass die Einziehung keinen Erfolg haben wird oder
wenn die Kosten der Einziehung aulder Verhaltnis zur Hohe des Anspruchs stehen,

3. erlassen oder Sicherheiten freigeben, wenn die Einziehung nach Lage des Einzelfalls
unwirtschaftlich oder unzweckmaRig ware.

(3) Die Stiftung darf mit Wirkung fur den Vermdgensanlagebestand Vergleiche nur ab-
schlielten, wenn dies flr die Stiftung zweckmafig und wirtschaftlich ist.

(4) MaRnahmen nach den Absatzen 1 bis 3 bedurfen

1. der vorherigen Zustimmung des Beauftragten fur den Haushalt der Stiftung und eines
Vorstandsbeschlusses sowie
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2. bei Uberschreitung in der Satzung festzulegender Gegenstandswerte der Zustimmung
des Kuratoriums, soweit dieses nicht auf seine Mitwirkungsbefugnis verzichtet.

Das Nahere regelt die Satzung.

§ 11
Erwerb und VerauBerung von Vermogensgegenstanden zu Anlagezwecken

Vermogensgegenstande dirfen zu Anlagezwecken nur erworben werden, soweit der
Erwerb aufgrund der nach § 6 Absatz 2 Satz 1 erlassenen Anlagerichtlinie der Stiftung zu-
lassig ist. Vermdgensgegenstande dirfen nur zu Marktpreisen erworben und veraufert
werden. Von den Satzen 1 und 2 darf bei einer Ubertragung von Eigenmitteln an die Stiftung
nach § 5 Absatz 1 Nummer 2 abgewichen werden. § 63 Absatz 3 der Bundeshaushaltsord-
nung ist auf Vermogensubertragungen aus unmittelbar oder mittelbar dem Bund zuzurech-
nenden Beteiligungen an die Stiftung nicht anzuwenden.

§12
Buchfiihrung, Rechnungslegung, Abschlusspriifung und Lagebericht

(1) Auf die Buchflhrung der Stiftung und auf die Pflichten zur Aufbewahrung von Un-
terlagen sind der Erste und Dritte Unterabschnitt des Ersten Abschnitts des Dritten Buchs
des Handelsgesetzbuchs in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden.

(2) Der Vorstand der Stiftung hat einen Jahresabschluss und einen Lagebericht in ent-
sprechender Anwendung des Zweiten Unterabschnitts des Ersten Abschnitts und des Ers-
ten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs in
der jeweils geltenden Fassung aufzustellen. Von groRenabhangigen Erleichterungen darf
kein Gebrauch gemacht werden. Der Lagebericht ist zu ergdnzen um eine Darstellung

1. der Entwicklung der nach § 6 erfolgten Vermdgensanlagen,

2. des Bestands der Stiftung einschlieRlich der Forderungen und Verbindlichkeiten sowie
3. der Einnahmen nach § 5 und

4. der Ausgaben nach § 7.

Zusatzlich zu dem Jahresabschluss und dem Lagebericht erstellt der Vorstand der Stiftung
eine Uberleitungsrechnung nach § 8 Absatz 4 Satz 3.

(3) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind durch einen Abschlussprifer in ent-
sprechender Anwendung des Dritten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten
Buchs des Handelsgesetzbuchs zu priifen, soweit nicht im Folgenden Abweichendes be-
stimmt ist. Das Kuratorium wahlt im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finan-
zen, dem Bundesministerium fur Arbeit und Soziales und dem Bundesrechnungshof den
Abschlussprifer und erteilt den Prifauftrag. Die Prifungsrechte des Bundesrechnungsho-
fes bleiben unberuhrt.

(4) Der Jahresabschluss ist vom Kuratorium festzustellen.

(5) Der Jahresabschluss, der Lagebericht und der Prifungsbericht sind dem Bundes-
ministerium der Finanzen und dem Bundesministerium fir Arbeit und Soziales unverziglich
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vorzulegen. Das Bundesministerium der Finanzen hat dem Bundesrechnungshof den Jah-
resabschluss, den Lagebericht und den Prifungsbericht vorzulegen.

§13
Entlastung des Vorstands und sonstige Pflichten

(1) Die Entlastung des Vorstands erteilt das Kuratorium. Ist ein Mitglied des Vorstands
zugleich Mitglied des Vorstands einer anderen rechtsfahigen Stiftung oder ist die Verwal-
tung des Stiftungsvermogens nach § 15 auf eine andere rechtsfahige Stiftung Ubertragen,
erfolgt die Entlastung dieses Mitglieds nach vorheriger Anhérung der anderen rechtsfahigen
Stiftung. Die Entlastung des Vorstands bedarf der Genehmigung des Bundesministeriums
der Finanzen. Die Entscheidung uber die Genehmigung ergeht im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium fur Arbeit und Soziales.

(2) Die Stiftung informiert das Bundesministerium der Finanzen und das Bundesmi-
nisterium fur Arbeit und Soziales monatlich Gber die Entwicklung der Anlagetatigkeit. Der
Stiftungsvorstand legt dem Kuratorium vierteljahrlich einen ausfihrlichen Bericht zur aktu-
ellen Geschaftsentwicklung und zur Wertentwicklung des Stiftungsvermégens vor. Das Na-
here bestimmt die Satzung.

(3) Die Haushalts- und Wirtschaftsfuhrung der Stiftung unterliegt der Prifung durch
den Bundesrechnungshof gemal § 111 der Bundeshaushaltsordnung.

§ 14
Aufsicht

(1) Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht des Bundesministeriums der Finanzen.
Die Rechtsaufsicht ist im Benehmen mit dem Bundesministerium fur Arbeit und Soziales
auszulben.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen kann die Befugnisse der Stiftung im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium fir Arbeit und Soziales voriibergehend selbst ausi-
ben, wenn diese anderenfalls nicht in Ubereinstimmung mit dem Stiftungszweck ausgeiibt
werden kdénnen oder Gefahr im Verzuge fir den Bestand der nach § 11 erworbenen Ver-
maogensgegenstande besteht.

§ 15
Ubertragung von Aufgaben, Verordnungserméachtigung

(1) Das Bundesministerium der Finanzen kann im Benehmen mit dem Bundesminis-
terium fur Arbeit und Soziales und dem Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz
den Aufbau der Stiftung sowie die Verwaltung des Stiftungsvermoégens teilweise oder voll-
standig einer anderen rechtsfahigen Stiftung des 6ffentlichen Rechts wie dem Fonds zur
Finanzierung der kerntechnischen Entsorgung oder einer Anstalt des o6ffentlichen Rechts
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrats bedarf, Gibertragen.
Insbesondere folgende Aufgaben kénnen Ubertragen werden:

1. Verwaltung der dem Stiftungsvermdgen nach § 5 Absatz 1 bis 3 zugefuhrten Mittel,

2. Anlage der Mittel aufgrund der nach § 6 Absatz 2 erlassenen Anlagerichtlinie,
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3. Erwerb und Verauerung der in § 11 genannten Vermdgensgegenstande zu Anlage-
zwecken sowie deren Verwaltung,

4. organisatorischer Aufbau der Stiftung durch
a) Einrichtung und Fuhrung des Rechnungswesens nach § 8 Absatz 1 Satz 3,
b) Erstellung des Wirtschaftsplans nach § 8 Absatz 3 bis 6,

c) Buchfiihrung, Rechnungslegung, Erstellung des Lageberichts nach § 12 Absatz 1
und 2.

(2) Soweit bei der Ubertragung hoheitliche Aufgaben betroffen sind, ist in der Rechts-
verordnung die Beleihung auszusprechen.

(3) Die Ubertragung kann durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums der Fi-
nanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Arbeit und Soziales, die nicht der
Zustimmung des Bundesrats bedarf, zum Ablauf eines Kalenderjahres aufgehoben werden.
In der Rechtsverordnung ist eine bis zum 31. Dezember 2026 befristete Ubertragung im
Falle der Ubertragung an den Fonds zur Finanzierung der kerntechnischen Entsorgung vor-
zusehen, die nach Anhérung der in Absatz 1 genannten Bundesministerien durch Anderung
der Rechtsverordnung verlangert werden kann.

(4) Bei Vermogenswerten nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 kann die Stiftung Ge-
nerationenkapital fir eine Ubergangszeit die Verwaltungseinheiten des Bundes, die die Be-
teiligungsfiihrung bisher wahrgenommen haben, mit dieser Aufgabe beauftragen.

§ 16
Erginzende Vorschriften fiir den Vorstand bei der Ubertragung von Aufgaben

(1) Zum Mitglied des Vorstands der Stiftung diirfen auch Mitglieder des Vorstands der
rechtsfahigen Stiftung des 6ffentlichen Rechts oder der Anstalt des 6ffentlichen Rechts be-
stellt werden, denen Aufgaben nach § 15 Ubertragen worden sind; § 181 des Burgerlichen
Gesetzbuchs ist nicht anzuwenden. Geschéafte nach Satz 1 zweiter Halbsatz zwischen der
rechtsfahigen Stiftung des 6ffentlichen Rechts oder der Anstalt des 6ffentlichen Rechts und
der Stiftung missen marktublichen Bedingungen entsprechen.

(2) Das Mitglied des Vorstands der rechtsfahigen Stiftung des 6ffentlichen Rechts o-
der der Anstalt des 6ffentlichen Rechts, das vom Kuratorium zum Mitglied des Vorstands
der Stiftung ,Generationenkapital“ nach § 4 Absatz 2 Satz 2 gewahlt und bestellt worden
ist, Uibt furr die Dauer der Ubertragung der Aufgaben die Funktion eines Mitglieds des Vor-
stands der Stiftung aus.

(3) Die rechtsfahige Stiftung des 6ffentlichen Rechts oder die Anstalt des 6ffentlichen
Rechts untersteht hinsichtlich der Wahrnehmung der Ubertragenen Aufgaben und Befug-
nisse der Stiftung der Rechtsaufsicht des Bundesministeriums der Finanzen im Benehmen
mit dem Bundesministerium fur Arbeit und Soziales.
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§17

Auflosung

(1) Die Aufldsung der Stiftung kann vom Stiftungsvorstand nur mit Zustimmung des
Bundesministeriums der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fir Arbeit
und Soziales beschlossen werden. Darlber hinaus kann die Stiftung vom Bundesministe-
rium der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium flir Arbeit und Soziales
aufgeldst werden.

(2) Eine Auflésung der Stiftung soll nur erfolgen, wenn der Stiftungszweck nicht er-
reicht wird, entfallt, oder anderweitig verfolgt werden soll.

(3) Bei Auflésung der Stiftung ist der Bund anfallsberechtigt.

Artikel 3

Anderung des Entsorgungsfondsgesetzes

Das Entsorgungsfondsgesetz vom 27. Januar 2017 (BGBI. | S. 114, 1676), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2137) geandert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1. § 1 Absatz 1 Satz 1 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

,ES wird eine rechtsfahige Stiftung des 6ffentlichen Rechts mit der Bezeichnung ,Fonds
zur Finanzierung der kerntechnischen Entsorgung” (Fonds, KENFO) errichtet. Der
Fonds entsteht mit Inkrafttreten dieses Gesetzes."

2. Nach § 1 wird folgender § 1a eingefugt:

»3 1a
Verwaltung des Stiftungsvermégens ,Generationenkapital*

(1) Dem Fonds kdnnen die in § 15 Absatz 1 des Generationenkapitalgesetzes ge-
nannten Aufgaben durch die dort genannte Rechtsverordnung Ubertragen werden. Auf
die Erflllung der tGbertragenen Aufgaben und auf die sonstige Tatigkeit des Fonds sind
nicht anzuwenden: das Kreditwesengesetz, das Versicherungsaufsichtsgesetz, das
Wertpapierinstitutsgesetz, das Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetz und das Wertpa-
pierhandelsgesetz.

(2) Die Erfullung der dem Fonds nach § 15 Absatz 1 des Generationenkapitalge-
setzes Ubertragenen Aufgaben und die laufende Verwaltung des Stiftungsvermogens
der Mittel der Stiftung ,Generationenkapital“ durch den Fonds erfolgt unentgeltlich.

(3) Der Fonds verwaltet das Stiftungsvermoégen der Stiftung ,Generationenkapi-
tal“ getrennt vom nach § 7 aufwachsenden Fondsvermdgen und richtet getrennte Kon-
ten fur das Stiftungsvermdgen ein.

(4) Der Fonds setzt bei der Verwaltung die flr das Stiftungsvermogen der Stiftung
»,Generationenkapital* vom Bundesministerium der Finanzen im Benehmen mit dem
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Bundesministerium flr Arbeit und Soziales erlassene und im Bundesanzeiger bekannt-
gemachte Anlagerichtlinie um.

(56) Fur die Verwaltung des Stiftungsvermdgens der Stiftung ,,Generationenkapi-
tal“ untersteht der Fonds der Rechtsaufsicht des Bundesministeriums der Finanzen im
Benehmen mit dem Bundesministerium fir Arbeit und Soziales.”

In § 11 Absatz 4 wird die Angabe ,§§ 37, 70 und 79“ durch die Wérter ,§§ 37 und 61
Absatz 1 Satz 2, Absatz 3 und 4 sowie die §§ 70 und 79“ ersetzt.

Nach § 15 wird folgender § 16 eingefligt:

.S 16
Ubertragung zur Verwaltung

(1) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz kann im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium der Finanzen sowie dem Bundesministerium fur Um-
welt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz die Verwaltung des
Fondsvermogens teilweise oder vollstandig einer anderen rechtsfahigen Stiftung des
offentlichen Rechts oder einer Anstalt des o6ffentlichen Rechts durch Rechtsverord-
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrats bedarf, zur Wahrnehmung insbeson-
dere der folgenden Aufgaben Ubertragen:

1. Verwaltung der dem Stiftungsvermdgen nach §§ 7 und 8 zuflieRenden Zahlungen,
2. Anlage der Mittel aufgrund der nach § 9 Absatz 2 erlassenen Anlagerichtlinie,
3. Erwerb und VerauRerung sowie Verwaltung von Vermogensgegenstanden.

(2) Soweit bei der Ubertragung nach Absatz 1 hoheitliche Aufgaben betroffen
sind, ist in der Rechtsverordnung die Beleihung auszusprechen.

(3) Die Ubertragung nach Absatz 1 kann zum Ablauf eines Kalenderjahres durch

Rechtsverordnung des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen aufgehoben werden.*

Artikel 4

Anderung des Gesetzes liber Leistungsverbesserungen und Sta-

bilisierung in der gesetzlichen Rentenversicherung

Das Gesetz Uber Leistungsverbesserungen und Stabilisierung in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. November 2018 (BGBI. |
S. 2016) wird wie folgt geandert:

1.

Artikel 1 wird wie folgt geandert:
a) Nummer 1 Buchstabe ¢ wird aufgehoben.
b) Nummer 13 wird aufgehoben.

Artikel 7 Absatz 1 wird aufgehoben.



-23- Bearbeitungsstand: 04.03.2024 16:25

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der Verkindung in Kraft.
Artikel 1 Nummer 7 und 15 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das Ziel ist, die gesetzliche Rente als tragende Saule der Alterssicherung langfristig im
Hinblick auf das Rentenniveau stabil zu halten und daflr zu sorgen, dass sie fir alle Gene-
rationen finanzierbar bleibt. Heutige und kiinftige Rentenbezieherinnen und Rentenbezie-
her brauchen Verlasslichkeit fur ihre Alterssicherung. Dazu gehért, dass sie auf ein ange-
messenes Alterseinkommen vertrauen konnen. Gleichzeitig muss gewahrleistet bleiben,
dass die gesetzliche Rentenversicherung ausgewogen und nachhaltig finanziert wird. Die
gesetzliche Rentenversicherung ist insbesondere aufgrund des hohen Beschaftigungs-
stands derzeit finanziell stabil aufgestellt. Der Beitragssatz liegt seit dem Jahr 2018 bei 18,6
Prozent und wird voraussichtlich auch bis zum Jahr 2027 unverandert bleiben. Das Ren-
tenniveau (Sicherungsniveau vor Steuern) liegt ebenfalls stabil bei 48 Prozent. Die bis zum
Jahr 2025 geltende Haltelinie fir das Rentenniveau bei mindestens 48 Prozent hat vertrau-
ensbildend gewirkt. Mit der geltenden Rentenanpassungsformel wirde das Rentenniveau
allerdings demografiebedingt nach 2025 sukzessive deutlich sinken und ein niedrigeres Al-
terseinkommen der heutigen und kiinftigen Rentnergenerationen zur Folge haben. Daher
soll das Rentenniveau dauerhaft bei 48 Prozent gesichert werden, um so auch das Ver-
trauen in die Verlasslichkeit der gesetzlichen Rentenversicherung zu starken.

Der demografische Wandel stellt mit dem Ubergang der geburtenstarken Jahrgange der
1960er Jahre in die Rentenbezugsphase eine Herausforderung fiir die Finanzierung der
gesetzlichen Rentenversicherung dar. Um einen dauerhaften Beitrag zur Stabilisierung der
Beitragssatzentwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung zu leisten, wird eine Stiftung
mit der Bezeichnung ,Generationenkapital® errichtet und damit der Einstieg in eine teilweise
Kapitaldeckung der Finanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung vollzogen. Der Stif-
tung sollen Darlehen des Bundes und Eigenmittel zugefuhrt werden, um einen substanziel-
len, kapitalgedeckten Finanzierungsbaustein fir die gesetzliche Rentenversicherung zu er-
richten. Das Stiftungsvermdgen wird am Kapitalmarkt global-diversifiziert, renditeorientiert,
langfristig und zu marktiblichen Bedingungen investiert. Bezuglich der tUbertragenen Ei-
genmittel in Form von Beteiligungen darf hiervon tGbergangsweise abgewichen werden. Die
daraus resultierenden Ertrage sollen der gesetzlichen Rentenversicherung ab Mitte der
2030er Jahre nach Abzug der Zinsen fur die Darlehen des Bundes in einem Umfang von
durchschnittlich 10 Milliarden Euro pro Jahr zweckgebunden zuflielen und den Anstieg des
Rentenversicherungsbeitragssatzes dampfen. Auf diese Weise soll der zunehmenden fi-
nanziellen Herausforderung der gesetzlichen Rentenversicherung begegnet werden.

. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
1.) Dauerhafte Sicherung des Rentenniveaus bei 48 Prozent

Das Rentenniveau von 48 Prozent soll fur alle heutigen und kinftigen Rentenbezieherinnen
und Rentenbezieher dauerhaft gesichert werden, was als Grundsatz gesetzlich festge-
schrieben wird. Dies schafft Verlasslichkeit und starkt das Vertrauen in die gesetzliche Ren-
tenversicherung als tragende Saule der Alterssicherung in Deutschland. Die Umsetzung
dieser Grundsatzregelung erfolgt in Abschnitten. In einem ersten Abschnitt wird fir die Ren-
tenpassungen der nachsten flinfzehn Jahre und damit flr einen aus heutiger Sicht verlass-
lich planbaren Zeitraum die bereits seit 2018 bestehende und nach aktueller Rechtslage bis
2025 geltende Haltelinie fur das Rentenniveau gesetzlich verlangert. Die Regelungen fur
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diese Haltelinie gelten kiinftig bis einschlie3lich zur Rentenanpassung zum 1. Juli 2039 und
entfalten ihre Wirkung damit bis zum 30. Juni 2040. Zudem wird geregelt, dass die Bundes-
regierung im Jahr 2035 einen Bericht dartber vorzulegen hat, ob und welche MaRnahmen
erforderlich sind, um das Rentenniveau von 48 Prozent fir einen weiteren Abschnitt ab
Mitte des Jahres 2040 beizubehalten. Dabei ist insbesondere die Entwicklung von Beschaf-
tigung und Demografie und die Auswirkungen auf Beitragssatz und Bundeshaushalt zu be-
rucksichtigen.

2.) Generationenkapital

Der mit dem Gesetz zur Errichtung einer Stiftung ,Generationenkapital“ normierte gesetzli-
che Zweck der Stiftung ,Generationenkapital“ besteht darin, ab dem Jahr 2036 durch die
Ertradge aus der Bewirtschaftung des Stiftungsvermégens einen Beitrag zur Stabilisierung
der Beitragssatzentwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung zu leisten. Dem Stif-
tungsvermogen sollen Eigenmittel und Darlehen zugeflhrt werden. Bis zum Jahr 2028 sol-
len insgesamt Eigenmittel in Hohe von 15 Milliarden Euro an das Generationenkapital tber-
tragen werden. Ab dem Haushaltsjahr 2024 sollen der Stiftung durch den Bund verzinsliche
Darlehen im Rahmen einer finanziellen Transaktion gewahrt werden. Im Gesetz wird gere-
gelt, dass der Stiftung ab dem Haushaltsjahr 2024 12 Milliarden Euro als Darlehen zuge-
fuhrt werden und dieser Betrag in den folgenden Jahren jeweils um 3 Prozent steigt. Die
Stiftung ist dazu verpflichtet, dem Bund entstehende Zinskosten durch die Refinanzierung
von Darlehen in voller Héhe zu erstatten. Mit den Zufihrungen zum Generationenkapital
wird ein berechenbarer Pfad zum Aufbau des Stiftungsvermdgens festgelegt. Das Vermé-
gen der Stiftung soll ab Mitte der 2030er Jahre hinreichend grof3 sein, um aus dessen Er-
tragen eine Stabilisierung des Rentenbeitragssatzes bewirken zu kénnen. Bis zum Jahre
2036 soll das Generationenkapital ein Volumen von 200 Milliarden Euro erreicht haben.

Die Anlagevorschriften sehen eine renditeorientierte und global-diversifizierte Anlagestra-
tegie vor. Bezlglich der Ubertragenen Eigenmittel in Form von Beteiligungen darf hiervon
Ubergangsweise abgewichen werden. Die gesetzlichen Anlagevorschriften enthalten keine
Vorgabe fur die Anwendung von ESG Kriterien. Dies soll — wie beim KENFO — in der Anla-
gerichtlinie geregelt werden.

Der positive Finanzierungsbeitrag des Einstiegs in die Kapitaldeckung fur die gesetzliche
Rentenversicherung ergibt sich aus dem Ertragspotenzial von renditeorientierten Kapital-
marktanlagen. Beim kreditfinanzierten Aufbau eines solchen Stiftungsvermoégens entspricht
dieses Ertragspotenzial grundsatzlich der Differenz zwischen den nach Abzug der Verwal-
tungskosten verbleibenden jahrlichen Renditen auf das investierte Kapital und den Refinan-
zierungskosten der daflir ausgegebenen Bundeswertpapiere. Seit 1969 lagen die Renditen
langlaufender Bundeswertpapiere im Durchschnitt wesentlich unterhalb der Renditen gan-
giger Aktienindizes. Wissenschaftliche Studien weisen auf eine strukturell positive Rendi-
tedifferenz zwischen risikobehafteten Wertpapieren (unter anderem Aktien) und sicheren
Anlagen (beispielsweise Staatsanleihen wie deutsche Bundesanleihen) hin. Privatanleger
wollen fir die gréReren Kursschwankungen risikobehafteter Wertpapiere kompensiert wer-
den und honorieren im Gegensatz dazu die hohe Sicherheit und Liquiditat der deutschen
Bundesanleihen. Das Generationenkapital stellt diese Renditedifferenz in den Dienst der
Altersvorsorge.

Ab Mitte der 2030er Jahre kann aus den Netto-Ertrédgen des Stiftungsvermdgens ein Finan-
zierungsbeitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung enthommen werden. Die tatsachliche
Hohe des Finanzierungsbeitrages wird vom Anlagevolumen, dem Anlagezeitraum, der zu-
kinftigen Entwicklung des Finanzmarktes, den Kosten der Stiftung und den Refinanzie-
rungskosten der Bundesanleihen abhangen. Die Stiftung soll im Auszahlungszeitraum ohne
Gefahrdung der Rickzahlbarkeit der vom Bund gewahrten Darlehen planbare Finanzie-
rungsbeitrage zur Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung der gesetzlichen Rentenver-
sicherung generieren. Es ist ein Finanzierungsbeitrag in Hohe von durchschnittlich 10 Mil-
liarden Euro jahrlich ab dem Jahr 2036 vorgesehen. Innerhalb des Generationenkapitals
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wird ein Sicherheitspuffer eingerichtet, der verhindern soll, dass Entnahmen bei voriiberge-
henden Ertragsschwankungen zum GbermaRigen Verzehr des Stiftungsvermogens flihren.
Der Sicherheitspuffer gewahrleistet den Substanzerhalt bzw. die Ruckzahlbarkeit von Dar-
lehen des Bundes.

Mit einer Revisionsklausel in Form einer Berichtspflicht an den Bundestag wird im Jahr 2029
Uberprift, ob die ZielgroRen fiir den erganzenden Finanzierungsbeitrag an die gesetzliche
Rentenversicherung aus dem Generationenkapital voraussichtlich erreicht werden kénnen
und welche Malnahmen ggf. zur Ertragssicherung des Generationenkapitals vorgeschla-
gen werden mussen.

Die Stiftung ,Generationenkapital® ist als Stiftung des 6ffentlichen Rechts organisiert und
verfugt Uber zwei Organe: das Kuratorium und den Vorstand.

Die vorgenommene Anpassung des Entsorgungsfondsgesetzes erfolgt, um die mit dem
Generationenkapitalgesetz vorgesehene grundsatzlich bis zum Jahresende 2026 befris-
tete, aber verlangerbare Ubertragung der Aufgaben der Stiftung auf den KENFO zu ermég-
lichen. Diese Aufgabenubertragung erfolgt vorlaufig und vorrangig mit dem Ziel, einen zi-
gigen Aufbau der global diversifizierten Kapitalanlage des Stiftungsvermégens zu gewahr-
leisten, bis eigene Vermdgensverwaltungsstrukturen der Stiftung etabliert wurden oder die
Stiftungsorgane sich fiir die Ubertragung der Aufgaben auf einen anderen Trager entschei-
den. Die Beleihung des KENFO kann durch das Bundesministerium der Finanzen im Be-
nehmen mit dem Bundesministerium fir Arbeit und Soziales und dem Bundesministerium
fur Wirtschaft und Klimaschutz erlassen und im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
fur Arbeit und Soziales jederzeit durch Rechtsverordnung wieder aufgehoben werden.

3.) Regelungen zur Stabilisierung und Erhéhung der Transparenz der Finanzierung
der gesetzlichen Rentenversicherung

a) Vereinfachung der Zuschusse des Bundes

Die Fortschreibungsvorschriften flr die Zuschliisse des Bundes an die allgemeine Renten-
versicherung werden gedndert, um diese transparenter und verlasslicher zu gestalten. Ne-
ben umfangreichen redaktionellen Bereinigungen werden die Betrage der einzelnen Zu-
schisse des Bundes flr das Jahr 2023 benannt und die jeweiligen Fortschreibungsrege-
lungen nach einem einheitlichen Muster gefasst. Davon ausgehend sind die Betrage der
einzelnen Zuschusse des Bundes fir das Jahr 2024 nach dem in diesem Jahr geltenden
Recht neu zu berechnen und fallen etwas geringer aus, als im Bundeshaushalt 2024 vor-
gesehen. Die mit der Entstehungsgeschichte verbundenen gesetzlichen Festlegungen
etwa zur Hohe bei Einfihrung der verschiedenen Komponenten der Bundeszuschusse wer-
den aufgehoben. Alle Zuschiisse des Bundes sind multifunktional und gewahrleisten mit
ihrer allgemeinen Sicherungsfunktion die Funktions- und Leistungsfahigkeit der gesetzli-
chen Rentenversicherung und dienen als Ausgleich fir nicht beitragsgedeckte Leistungen
der Rentenversicherung. Im Einzelnen wird einerseits geregelt, dass die Fortschreibung
des allgemeinen Bundeszuschusses wie bisher mit der Lohnentwicklung aber neu mit der
Veranderung des tatsachlichen Beitragssatzes erfolgt. Bisher musste hierfir ein fiktiver Bei-
tragssatz, der sich ohne Berucksichtigung des zusatzlichen und ergéanzenden Bundeszu-
schusses ergabe, angewendet werden. Gleichzeitig fallen die Regelungen zum Minde-
rungsbetrag beim allgemeinen Bundeszuschuss und zur Verringerung des Erhéhungsbe-
trages weg, die bisher bei der Fortschreibung nicht zu beriicksichtigen waren. Im Ubrigen
werden die Zuschisse des Bundes wie nach bisher geltendem Recht fortgeschrieben.

b) Anhebung der Mindestriicklage der Nachhaltigkeitsriicklage
Die Mindestricklage fur die Nachhaltigkeitsriicklage wird vom 0,2fachen auf das 0,3fache

der durchschnittlichen Ausgaben zu eigenen Lasten flr einen Kalendermonat der allgemei-
nen Rentenversicherung angehoben. Somit ist kiinftig der Beitragssatz in der allgemeinen
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Rentenversicherung vom 1. Januar eines Jahres an zu verandern, wenn bei Beibehaltung
des bisherigen Beitragssatzes der Wert von 0,3 Monatsausgaben voraussichtlich unter-
schritten werden wirde. Dadurch wird die unterjahrige Liquiditat der allgemeinen Renten-
versicherung gestarkt.

Durch die Anhebung der Mindestriicklage kann in einem Jahr einmalig ein hdherer Bei-
tragssatz erforderlich werden. Die daraus resultierenden unmittelbaren Auswirkungen auf
die Leistungen des Bundes an die allgemeine Rentenversicherung werden ausgeschlos-
sen. Hierfur wird in dem Jahr, in dem der Beitragssatz in der allgemeinen Rentenversiche-
rung erstmals auf Uber 18,6 Prozent angehoben werden muss, bei der Veranderung des
allgemeinen Bundeszuschusses und der Beitragszahlung des Bundes fir Kindererzie-
hungszeiten ein rechnerischer Beitragssatz angewendet, der sich bei einer Mindestruck-
lage in H6he des 0,2fachen einer Monatsausgabe ergeben wirde. Dadurch werden die
unmittelbaren Auswirkungen auf den Bundeshaushalt aufgrund der Anhebung der Minde-
stricklage vermieden.

c¢) Verlangerung der Beitragssatzuntergrenze

Der Beitragssatz in der allgemeinen Rentenversicherung ist Gber das Jahr 2025 hinaus bis
zum Jahr 2036 auf mindestens 18,6 Prozent festzusetzen.

d) Berichtspflichten der Bundesregierung und Definition des Sicherungsniveaus vor Steu-
ern

Die Berichtspflichten fir den Rentenversicherungsbericht werden um die Entwicklung des
Sicherungsniveaus erweitert, welches bisher zwar dargestellt, aber nicht als Berichtspflicht
genannt wird. Zudem wird der Rentenversicherungsbericht kiinftig nicht mehr Gber die fi-
nanziellen Auswirkungen der bereits vollzogenen Anhebung der Altersgrenzen (beispiels-
weise Altersrenten flr Frauen oder Altersrente wegen Arbeitslosigkeit) berichten, die auf
die Anhebung dieser Altersgrenzen auf 65 Jahre zuriickgehen. Die gesetzliche vorgeschrie-
bene vierjahrliche Berichtspflicht zur Anhebung der Altersgrenze auf 67 Jahre bleibt beste-
hen. Die Definition des Sicherungsniveaus vor Steuern wird aus systematischen Grunden
in einer gesonderten Vorschrift unverandert geregelt. Die bisher doppelt vorhandene Rege-
lung der bis 2025 geltende Beitragssatzobergrenze und des bis 2025 (klinftig bis 2039)
geltenden Mindestsicherungsniveau wird auf eine Regelung konsolidiert.

1l. Alternativen

Die Verlangerung der Geltungsdauer des Mindestsicherungsniveaus von 48 Prozent
kénnte unterbleiben. Dies hatte aufgrund des geltenden Rechtsstandes zur Folge, dass
durch die Dampfungsfaktoren in der Rentenanpassungsformel die Rentenanpassungen
und damit das Leistungsniveau der gesetzlichen Rentenversicherung ab dem Jahr 2026
deutlich geringer ausfallen wirden. Im Gegenzug wirde die Beitragssatzentwicklung etwas
flacher verlaufen, eine Stabilisierung des Leistungsniveaus ware aber nicht mehr gegeben.
Das Vertrauen in das deutsche Alterssicherungssystem wirde geschwacht.

Die Bildung eines Generationenkapitals flir die gesetzliche Rentenversicherung kénnte un-
terbleiben. Das hatte zur Folge, dass der Anstieg der Rentenbeitragssatze in Folge des
demografischen Wandels mittels dieses Instruments nicht gedampft werden kénnte. Ent-
sprechend den geltenden Fortschreibungsregeln waren damit auch héhere Leistungen des
Bundes an die Rentenversicherung verbunden.
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IV. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch und die Anderung des Gesetzes liber Leistungsverbesserungen und Stabilisie-
rung in der gesetzlichen Rentenversicherung ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Num-
mer 12 des Grundgesetzes (Sozialversicherung).

Die Regelungen zur Stiftung ,Generationenkapital® stitzen sich auf Artikel 74 Absatz 1
Nummer 12 des Grundgesetzes und berlhren die gesetzliche Rentenversicherung nur mit-
telbar, indem sie einen Beitrag zur Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung der gesetzli-
chen Rentenversicherung leisten. Die Regelungen zur Stiftung stehen in einem Sachzu-
sammenhang mit der Sicherung und finanziellen Stabilisierung der gesetzlichen Renten-
versicherung.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Européischen Union und volkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen Ver-
tragen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar.

VL. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Das Gesetz enthalt Rechts- und daraus resultierend auch Verwaltungsvereinfachungen.
Die Einzelheiten dazu kdnnen an entsprechender Stelle dem besonderen Begriindungsteil
entnommen werden.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Dieses Gesetz steht im Einklang mit der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. Die
Schlusselindikatoren und die Prinzipien einer nachhaltigen Entwicklung der Nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie wurden gepruft. Tangiert sind die Prinzipien 1 ,Nachhaltige Ent-
wicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Entscheidungen an-
wenden® und 5 ,Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbes-
sern“. Die Regelungen sehen eine ausgewogene und stabile Finanzierung der gesetzlichen
Rentenversicherung vor, um sie als zukunftsfeste erste Saule der Alterssicherung in
Deutschland zu manifestieren. Des Weiteren werden verlassliche Parameter festgeschrie-
ben, die bei den Menschen Vertrauen in die gesetzliche Rentenversicherung starken und
auch die demografische Entwicklung unserer Gesellschaft beriicksichtigen.

Zusatzlich wird der soziale Aspekt der Nachhaltigkeitsstrategie auch durch den Einstieg in
eine teilweise Kapitaldeckung flir die gesetzliche Rentenversicherung positiv beeinflusst.
Die Anlagerichtlinie fur das Generationenkapital sollen ESG Kriterien enthalten. Zudem
starkt der Gesetzentwurf die Tragfahigkeit der Staatsfinanzen, da die Netto-Ertrage des
Generationenkapitals zukilnftige Belastungen fir den Bundeshaushalt verringern.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand
Die finanziellen Auswirkungen auf die allgemeine Rentenversicherung kdnnen der nachste-
henden Tabelle entnommen werden, wobei die Wirkung der Zufihrungen aus dem Gene-

rationenkapital zum besseren Verstandnis gesondert dargestellt wird.

Finanzielle Auswirkungen auf die allgemeine Rentenversicherung*
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2024 2025 2026 2027 2028 2030 2035 2040 2045

(1) geltendes Recht

Beitragssatz in % 18.6 18.6 18.6 18.6 19.7 202 212 213 213
Sicherungsniveau in % 48.0 48.0 48.0 47.8 48.0 46,9 453 44.9 44.9
Rentenausgaben in Mrd. Euro 3724 392.9 412.3 433.8 453.6 482.0 566.9 653.6 7847

(2) mit MaZnahmen ohne Generationenkapital

Beitragssatz in % 18.6 18.6 18.6 18.6 20,0 20,6 223 226 227
Sicherungsniveau in % 48.0 48.0 48.0 48.0 48.0 48,0 48.0 48.0 48.0
Rentenausgaben in Mrd. Euro 3724 392.9 412.3 4346 453.9 4911 5951 693.2 799.7

(3) mit Maknahmen mit Generationenkapital

Beitragssatz in % 18.6 18.6 18.6 18.6 20,0 20,6 223 223 223
Sicherungsniveau in % 48.0 48.0 48.0 48.0 48.0 48,0 48.0 48.0 48.0
Rentenausgaben in Mrd. Euro 3724 392.9 412.3 4346 453.9 4911 5951 694.5 802.0

* Ergebnisse zur besseren Ubersichtlichkeit auf eine Nachkommastelle gerundet, hierdurch ggf. Abweichungen bei Summen

Die Verlangerung der Haltelinie fir das Rentenniveau bei 48 Prozent fuhrt unter Bertck-
sichtigung aller MalRnahmen ab dem Jahr 2028 zu einer starkeren, aber vertretbaren Erho-
hung des Beitragssatzes. Unter Berticksichtigung der Malnahmen — jedoch ohne Zuflih-
rungen aus dem Generationenkapital — steigt der Beitragssatz bis zum Jahr 2045 auf 22,7
Prozent. Durch die erwartete Zuflihrung von (durchschnittlich) jahrlich 10 Milliarden Euro
aus dem Generationenkapital ab dem Jahr 2036 kann der Beitragssatzanstieg bis zum Jahr
2045 auf 22,3 Prozent gedampft werden. Das Sicherungsniveau bleibt bei 48 Prozent.

Finanzwirkungen auf die Bundesmittel an die Rentenversicherung sowie die Haushalte der
Lander (Mehr-/Minderausgaben +/-)*

2024 2025 2026 2027 2028 2030 2035 2040 2045

Bund (in Mrd. Eura)

Bundeszuschiisse 0.1 0.2 0.2 0.3 0.5 1.8 5.6 5.9 6.7
Beitrage Kindererziehungszeiten 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0.5 15 1,6 1.8
Bundeszuschuss knappschaftl. RV 0,0 0,0 0,0 0,0 -01 0.1 0,1 0,2 0,2
Zusatz- und Sonderversorgungen 0,0 0,0 0,0 0,0 - - - - -

Bundesmittel insgesamt -01 -0,2 -0,2 -0.3 0,5 23 72 7.7 8,7

Lander (in Mrd. Euro)
Zusatz- und Sonderversorgungen 0,0 0,0 0,0 0,0

* Ergebnisse zur besseren Ubersichtlichkeit auf eine Nachkommastelle gerundet, hierdurch ggf. Abweichungen bei Summen

Durch die Vereinfachung der Zuschisse des Bundes ergeben sich in den ersten Jahren
zunachst Einsparungen im Bundeshaushalt. Im Zusammenhang mit den im Vergleich ho-
heren Beitragssatzen ab dem Jahr 2028 kommt es dann auch zu héheren Bundesmitteln
Uber die Fortschreibung des allgemeinen Bundeszuschusses sowie der Beitragszahlungen
des Bundes fur Kindererziehungszeiten.

Finanzwirkungen auf andere Sozialversicherungszweige (Mehr-/Mindereinnahmen +/-)*

2024 2025 2026 2027 2028 2030 2035 2040 2045

gesetzliche Krankenversicherung (in Mrd. Euro) 0,0 0,0 0,0 0,1 0,1 14 44 6.4 74
soziale Plegeversicherung (in Mrd. Euro) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0.3 0.9 1,3 15

* Ergebnisse zur besseren Ubersichtlichkeit auf eine Nachkommastelle gerundet, hierdurch ggf. Abweichungen bei Summen
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Die Verlangerung der Haltelinie beim Sicherungsniveau flhrt zu héheren Rentenausgaben.
Da auf die Renten Beitrage an die Kranken- und Pflegeversicherung der Rentnerinnen und
Rentner zu entrichten sind, profitieren so auch die gesetzliche Krankenversicherung und
die soziale Pflegeversicherung von héheren Beitragseinnahmen.

Ab dem Jahr 2024 werden dem Generationenkapital 12 Milliarden Euro in Form von Darle-
hen zugeflihrt, dieser Betrag wird in den Folgejahren jahrlich um 3 Prozent erhdht. Die ge-
wahrten Darlehen des Bundes an die Stiftung sind in Hohe der Refinanzierungskosten des
Bundes zu verzinsen. Zur Eigenkapitalunterlegung des Generationenkapitals sollen bis
zum Jahr 2028 Ubertragungen von Eigenmitteln im Umfang von 15 Milliarden Euro in das
Stiftungsvermogen erfolgen. Durch eine zukiinftige Ubertragung vorhandener Vermogens-
werte des Bundes auf die Stiftung Generationenkapital konnen jahrlich bisher im Bundes-
haushalt vereinnahmte Vermdgensertrage entfallen und einmalige Mehrausgaben im Bun-
deshaushalt in Zusammenhang mit der Ubertragung der Vermégenswerte entstehen.

Generationenkapital: Zufihrungen aus Darlehen des Bundes sowie Ausschuttungen an die
allgemeine Rentenversicherung

2024 2025 2026 2027 2028 2030 2035 2040 2045

Zufihrung aus Darlehen (in Mrd. Euro) 12,0 124 12,7 131 13,5 14,3 16,6 19,3 223
Ausschittungen (in Mrd. Eura) 10,0 10,0

* Ergebnisse zur besseren Ubersichtlichkeit auf eine Nachkommastelle gerundet, hierdurch ggf. Abweichungen bei Summen

Bei der darlehensfinanzierten Zufiihrung zum Stiftungsvermoégen handelt es sich um finan-
zielle Transaktionen im Sinne von § 3 des Gesetzes zur Ausfiihrung von Artikel 115 des
Grundgesetzes (Artikel-115-Gesetz — G 115), die das Finanzvermdgen des Bundes nicht
verandern und nicht auf die Einhaltung der Kreditgrenzen des Artikel 115 Grundgesetz an-
gerechnet werden. Die Salden des Staates im Sinne des Europaischen Systems Volkswirt-
schaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) — das heif3t im Sinne des Stabilitats- und Wachs-
tumspakts (SWP) — werden in dem Malle beeinflusst, wie die Ertrage des Vermdgens sich
von den laufenden Kosten und Kapitalkosten im Sinne des ESVG unterscheiden. Das heilt,
liegen die Ertrage oberhalb der laufenden Kosten und der Kapitalkosten, verbessert sich
der Saldo. Die schuldenfinanzierte Anlage der Mittel selbst ist saldenneutral, da es sich um
finanzielle Transaktionen handelt. Allerdings erhéht sich durch die schuldenfinanzierte An-
lage der Mittel der Bruttoschuldenstand im Sinne des ESVG. Entsprechend kann die Ein-
haltung von Vorgaben des SWP bzgl. des Schuldenstandes beeinflusst werden. Dartber
hinaus kénnen sich die Vorgaben des SWP bzgl. anderer Indikatoren verandern, soweit
diese vom Schuldenstand abgeleitet werden.

Ausschittungen aus dem Stiftungsvermogen des Generationenkapitals sind ab dem Jahr
2036 in Héhe von durchschnittlich 10 Milliarden Euro pro Jahr vorgesehen. Da sich diese
Ausschittungen positiv auf die Einnahmen der gesetzlichen Rentenversicherung auswirken
und die Entwicklung des Beitragssatzes zur gesetzlichen Rentenversicherung stabilisieren,
werden auch der allgemeine Bundeszuschuss sowie die Beitrage des Bundes fur Kinderer-
ziehungszeiten weniger hoch ausfallen.

Der Bund leistet die unbedingt erforderlichen Ausgaben zur Vorfinanzierung des Aufbaus
der Stiftung. Hierflir wurden mittels eines Geschaftsbedarfstitels im Einzelplan 60 im Bun-
deshaushalt 2024 Ausgabeermachtigungen in Hohe von 10 Millionen Euro ausgebracht.
Zudem entstehen im Jahr 2024 Haushaltsausgaben des Bundes in Zusammenhang mit der
Zustiftung an den KENFO in Hohe von einmalig 25 Millionen Euro fur die befristet geplante
Ubernahme von Aufgaben der Stiftung Generationenkapital und somit zur Ausfinanzierung
des zusatzlichen Stiftungszwecks.
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Weder bei Landern noch bei den Kommunen wird es im Zeitraum der aktuellen Finanzpla-
nung durch die Errichtung der Stiftung zu Anderungen bei Einnahmen und Ausgaben kom-
men.

Fuar die Einrichtung und kinftige Begleitung der zu grindenden Stiftung sind im Bundesmi-
nisterium der Finanzen drei Planstellen des hoheren Dienstes erforderlich, flr die eine
haushalterische Vorsorge bereits getroffen worden ist. Im Bundesministerium fir Arbeit und
Soziales sind fur diese Aufgaben zwei Planstellen erforderlich, die noch im Haushalt zu
verankern sind.

4. Erfiillungsaufwand

Fir Bilrgerinnen und Birger und die Wirtschaft entsteht kein zusatzlicher Erfullungsauf-
wand.

Fur ministerielle Aufgaben (Begleitung der laufenden Arbeiten des Kuratoriums, Prifung
der Finanz- und Wirtschaftsplane der Stiftung, Erarbeitung und Fortschreibung der Anlage-
richtlinie, Aufgaben im Zusammenhang mit der Rechtsaufsicht) wird im Bundesministerium
der Finanzen und im Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales Erfillungsaufwand entste-
hen. Hierfur sind im Bundesministerium der Finanzen drei und im Bundesministerium fur
Arbeit und Soziales zwei Planstellen des héheren Dienstes erforderlich.

Fur Lander und Kommunen sowie die gesetzliche Rentenversicherung entsteht kein Erfiil-
lungsaufwand.

5. Weitere Kosten

Durch die Verlangerung der Haltelinie fir das Rentenniveau von 48 Prozent ergeben sich
positive Auswirkungen auf das verfiigbare Einkommen der Rentnerhaushalte, die insbe-
sondere langfristig auftreten. Mittelfristig werden das verfigbare Einkommen der sozialver-
sicherungspflichtig Beschaftigten und die Beitragslast der Arbeitgeber relativ geringflgig
beeinflusst. Langfristig kommt es durch den héheren Beitragssatz zu Rentenversicherung
zu einer Dampfung des verfligbaren Einkommens der sozialversicherungspflichtig Beschaf-
tigten und zu einer hdheren Beitragsbelastung der Arbeitgeber. Mittelfristig sind keine
messbaren Auswirkungen auf das Preisniveau zu erwarten. Langfristig steht den moglichen
preiserhdhenden Wirkungen aufgrund héherer Arbeitskosten sowie einer héheren Konsum-
nachfrage der Rentnerhaushalte eine mdgliche preisdampfende Wirkung aufgrund einer
geringeren Konsumnachfrage seitens der Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer gegen-
Uber. Nennenswerte Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-
preisniveau, sind jedoch auch langfristig nicht zu erwarten.

Die Wirtschaft, insbesondere auch die mittelstdndischen Unternehmen, wird durch die Re-
gelungen zum Generationenkapital nicht belastet. Durch die Errichtung der Stiftung wird
das verfligbare Einkommen der gesetzlich Rentenversicherten durch gedampfte Beitrags-
satz-steigerungen perspektivisch weniger stark geschmalert und die Unternehmen werden
im Rahmen der paritdtischen Finanzierung der Sozialversicherungen entsprechend entlas-
tet.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Die demografischen Auswirkungen des Gesetzes wurden geprift. Die Verlangerung der
Haltelinie fir das Rentenniveau starkt das Vertrauen in die gesetzliche Rentenversicherung
und mit dem Generationenkapital wird vor dem Hintergrund der demografischen Entwick-
lung ein Beitrag zur langfristigen Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung geleistet.

Das Gesetzesvorhaben wurde auch im Hinblick auf Auswirkungen auf die Gleichwertigkeit
der Lebensverhaltnisse der Blrgerinnen und Burger gepriift. Danach ergeben sich keine
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Anhaltspunkte, dass mit den Regelungen ungleichwertige Lebensverhaltnisse hergestellt
werden.

Gleichstellungspolitische Auswirkungen ergeben sich aus den Regelungen nicht. Frauen
und Manner sind nicht unterschiedlich betroffen.

Menschen mit Behinderungen sind im Vergleich mit anderen Menschen nicht in spezifischer
Weise von dem Gesetz tangiert.

VIl. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung dieses Gesetzes ist iber die Regelungen hinaus, die ohnehin befristet sind,
nicht vorgesehen. Vor dem Hintergrund der vorgeschriebenen Berichtspflichten insbeson-
dere zur finanziellen Entwicklung der Rentenversicherung (jahrlicher Rentenversicherungs-
bericht), der Berichtspflicht der Bundesregierung im Jahr 2029 zur Entwicklung des Gene-
rationenkapitals und der Berichtspflicht der Bundesregierung im Jahr 2035 zur Sicherung
des Rentenniveaus von 48 Prozent ab dem Jahr 2040 ist eine zusatzliche Evaluierung nicht
erforderlich.

Im Hinblick auf das Generationenkapitalgesetz ist vorgesehen, dass die Verwaltung durch
den KENFO nur befristeten Charakter haben soll, da aufgrund der Entwicklung der Stiftung
,Generationenkapital“ und den vorgesehenen jahrlichen Zufuhrungen ein betrachtlicher
Aufwuchs des Stiftungsvermdgens zu erwarten ist.

Neben dem Generationenkapital bestehen weitere Vermdgen zur Stabilisierung und Siche-
rung insbesondere der Altersvorsorge im Bereich des Bundes, die bislang getrennt nach
unterschiedlichen Vorgaben verwaltet werden. Vor diesem Hintergrund erwagt die Bundes-
regierung die Schaffung eines tGbergeordneten Asset Managers der 6ffentlichen Hand noch
in dieser Legislatur.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1

Notwendige Anpassung der Inhaltsiibersicht aufgrund der Anderungen durch dieses Ge-
setz.

Zu Nummer 2 (§ 63)

Die in § 63 niedergelegten Grundsatze werden dahingehend erganzt, dass das Sicherungs-
niveau vor Steuern von 48 Prozent nicht unterschritten werden soll. Die dauerhafte Siche-
rung eines stabilen Rentenniveaus ist fir die gegenwartigen und kommenden Generationen
wichtig. Dies pragt maflgeblich das Vertrauen in die gesetzliche Rentenversicherung. Im
Einklang mit der dauerhaften Regelung steht, dass aus dem als zusatzlichen Finanzie-
rungsbaustein vorgesehenen Generationenkapital unbefristet Ausschuttungen an die allge-
meine Rentenversicherung vorgesehen sind.

Die konkrete Umsetzung dieses Grundsatzes findet sich in §§ 68, 255e ff und 154 Absatz 3.
Zu Nummer 3 (§ 69)

GemalR § 69 Absatz 2 wird jedes Jahr durch die Sozialversicherungsrechengréfien-Verord-
nung das Durchschnittsentgelt fir das vergangene Kalenderjahr sowie das vorlaufige
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Durchschnittsentgelt fur das folgende Kalenderjahr mit der jeweils mafigeblichen Verande-
rungsrate der Bruttoldhne und -gehalter je Arbeitnehmer fortgeschrieben. Bruttoléhne und
-gehalter je Arbeitnehmer sind die durch das Statistische Bundesamt ermittelten Brutto-
I6hne und -gehalter je Arbeitnehmer ohne Personen in Arbeitsgelegenheiten mit Entscha-
digungen fir Mehraufwendungen jeweils nach der Systematik der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen (§ 68 Absatz 2 Satz 1).

Bei der Festsetzung des Durchschnittsentgelts bzw. des vorlaufigen Durchschnittsentgelts
fur Zeiten bis einschliel3lich 31. Dezember 2024 ist die fir das Bundesgebiet ohne das Bei-
trittsgebiet ermittelte Veranderungsrate der Bruttoldhne und -gehalter je Arbeitnehmer
(§ 228 b) maRRgebend. Fir die Festsetzung dieser Werte fir Zeiten nach dem 31. Dezember
2024 ist die fur das gesamte Bundesgebiet ermittelte Veranderungsrate anzuwenden.

Das vorlaufige Durchschnittsentgelt fir das Folgejahr wird wie bisher mit der doppelten
Lohnsteigerungsrate des Vorjahres verandert. Die Neuregelung stellt sicher, dass das vor-
laufige Durchschnittsentgelt in der Ubergangsphase (Kalenderjahre 2025 und 2026) mit der
jeweiligen Veranderungsrate der Bruttoldhne und -gehalter je Arbeitnehmer flir das ge-
samte Bundesgebiet bestimmt wird. Der Fortschreibungsmechanismus wird dartiber hinaus
nicht verandert.

Zudem wird ausdrlcklich geregelt, dass die mit der Sozialversicherungsrechengréfien-Ver-
ordnung festgesetzten Durchschnittsentgelte in die Anlage 1 aufzunehmen sind.

Auswirkungen auf die Héhe der ermittelten Durchschnittsentgelte ergeben sich durch die
Neuregelung nicht

Zu Nummer 4 (§ 154)

Zu Buchstabe a
Anpassung der Uberschrift
Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Der jahrliche Rentenversicherungsbericht enthalt insbesondere Modellrechnungen zur Ent-
wicklung von Einnahmen und Ausgaben, der Nachhaltigkeitsricklage, des jeweils erforder-
lichen Beitragssatzes und des Sicherungsniveaus vor Steuern in den kinftigen 15 Kalen-
derjahren. Durch die rechtsklarstellende Erganzung wird die im Rentenversicherungsbe-
richt bereits enthaltene Vorausberechnung des Sicherungsniveaus vor Steuern nun auch
explizit in dessen Berichtsauftrag unter Absatz 1 benannt.

Zu Doppelbuchstabe bb
Redaktionelle Anpassung.
Zu Doppelbuchstabe cc

Der Rentenversicherungsbericht enthalt derzeit auch eine Darstellung Gber Wirkungen der
bereits vollzogenen Anhebung der Altersgrenzen (beispielsweise Altersrente fur Frauen o-
der Altersrente wegen Arbeitslosigkeit). Dieser Berichtsauftrag wurde mit der Anhebung
dieser Altersgrenzen auf 65 Jahre eingefiihrt und ist insbesondere auch mit Blick auf den
ausfuhrlichen vierjahrlichen Bericht zur Anhebung der Altersgrenze auf 67 Jahre veraltet
und wird daher gestrichen. Dies fiihrt zu einer Konsolidierung der Berichtspflichten
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Zu Buchstabe c

Der zu streichende Berichtsauftrag wurde mit dem Gesetz zur Sicherung der nachhaltigen
Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Nachhaltigkeitsge-
setz) in den § 154 Absatz 2 SGB VI als Satz 5 aufgenommen.

Hintergrund dafir war, dass mit den Rentenreformen 2001 und 2004 Dampfungsfaktoren
in die Rentenanpassungsformel aufgenommen wurden, die in Abhangigkeit der demografi-
schen Entwicklung ein Absinken des Sicherungsniveaus herbeifuhren sollten. Parallel dazu
wurde die Forderung der privaten Altersvorsorge eingefuhrt, um die Kompensation der mit
der Dampfung der Rentenanpassungen verbundene Absinken des Rentenniveaus zu er-
moglichen. Mit dem Berichtsauftrag soll die Hohe des Gesamtversorgungsniveaus, das fur
typische Rentner einzelner Zugangsjahrgange unter Berucksichtigung erganzender Alters-
vorsorge in Form einer Rente aus einem geférderten Altersvorsorgevertrag sowie einer
Rente aus der Anlage der Nettoeinkommenserhéhung aus den steuerfrei gestellten Beitra-
gen zur gesetzlichen Rentenversicherung und der steuerlichen Belastung ermittelt werden,
insbesondere um zu zeigen, inwieweit eine Kompensation des sinkenden Sicherungsni-
veaus moglich ist.

Durch die Verlangerung der Haltelinie in Hohe von 48 Prozent beim Sicherungsniveau vor
Steuern wird ein Absinken des Rentenniveaus verhindert. Die Grundlage des Berichtsauf-
trags ist somit entfallen.

Zu Buchstabe d

Die bis 2025 geltende Beitragssatzobergrenze und das bis 2025 geltende Mindestsiche-
rungsniveau sind derzeit als Grenzen sowohl im § 154 Absatz 3 Satz 1 als auch im § 255e
(Niveauschutzklausel) bzw. § 287 (Beitragssatzgarantie) benannt, wobei deren Rechtsfol-
gen in den §§ 255e und 287 geregelt sind. Durch die Aufhebung des bisherigen § 154 Ab-
satz 3 Satz 1 wird die ,doppelte“ Benennung der beschriebenen Grenzen flr eine bessere
Rechtsklarheit aufgegeben. Zuklnftig ergeben sich die Beitragssatzobergrenze und das
Mindestsicherungsniveau sowie deren Rechtsfolgen aus den §§ 63 Absatz 7, 287 und
255e.

Da das Sicherungsniveau vor Steuern bis zum Jahr 2039 mindestens 48 Prozent betragt,
ist das bisherige Sicherungsziel von 43 Prozent bis zum Jahr 2030 nicht mehr erforderlich
und wird daher im Absatz 3 Satz 2 gestrichen.

Nach § 63 Absatz 7 soll das Sicherungsniveau vor Steuern dauerhaft 48 Prozent nicht un-
terschreiten. Bis einschlief3lich 2039 wird das Sicherungsniveau vor Steuern bei den jahrli-
chen Rentenanpassungen gemafly § 255e sichergestellt. Um auch langerfristige, heute
noch nicht mit hinreichender Sicherheit absehbare Entwicklungen zu berlicksichtigen, hat
die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag im Jahr 2035 einen Bericht dartber vor-
zulegen, ob und welche MaRnahmen erforderlich sind, um das Sicherungsniveau vor Steu-
ern Uber das Jahr 2039 hinaus bei 48 Prozent zu halten. Bei dieser Uberpriifung werden
insbesondere die Entwicklung von Beschaftigung und Demografie sowie die Auswirkungen
auf den Beitragssatz und den Bundeshaushalt berlcksichtigt. Grundlagen hierfur sollen un-
ter anderem die dann aktuelle koordinierte Bevolkerungsvorausberechnung des Statischen
Bundesamtes und der aktuelle Rentenversicherungsbericht sein. Ziel ist es das Sicherungs-
niveau vor Steuern von 48 Prozent zu halten und dabei die berechtigten Interessen der
Generationen zu wahren.

Die Vorschrift zur Verbreitung der zusatzlichen Altersvorsorge wird vor dem Hintergrund
der Verlangerung der Haltelinie fir das Rentenniveau aufgehoben.

Der Absatz 3 in seiner Neufassung beschrankt sich damit auf Sachverhalte, die im Zusam-
menhang mit den Berichtspflichten stehen.
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Zu Buchstabe e

Absatz 3a — die Definition des Sicherungsniveaus vor Steuern — wird aus rechtssystemati-
schen Grunden im § 154 aufgehoben, da diese Definition nicht zur Regelung der Berichts-
pflichten gehort. Die bisherige Regelung des Sicherungsniveaus vor Steuern wird kinftig
im § 154a geregelt.

Zu Buchstabe f
Folgeanderung zur Verlangerung der Geltungsdauer des Mindestsicherungsniveaus.
Zu Nummer 5 (§ 154a)

Der § 154a entspricht — flr eine bessere Verstandlichkeit geringfligig sprachlich angepasst
— der bisherigen Regelung des § 154 Absatz 3a. Auf die Begriindung § 154 Absatz 3a wird
verwiesen.

Zu Nummer 6 (§ 158)

Mit der Anhebung der Mindestricklage der Trager der allgemeinen Rentenversicherung auf
das 0,3fache der durchschnittlichen Ausgaben zu eigenen Lasten werden die unterjahrig
mindestens verflgbaren finanziellen Mittel erhéht, die der Rentenversicherung fir die Aus-
zahlung der Renten zur Verfligung stehen. Damit werden unterjahrige Einnahmenschwan-
kungen besser ausgeglichen.

Wenn die Nachhaltigkeitsriicklage in den kommenden Jahren bis zur Untergrenze ab-
schmilzt, kann es zu unterjahrigen Liquiditdtsengpassen in der allgemeinen Rentenversi-
cherung kommen. Ursache ist, dass die Einnahmen und Ausgaben der Rentenversicherung
unterjahrig ungleich verteilt sind. Wahrend die Beitragseinnahmen zum Jahresende auf-
grund der Sonderzahlungen (z. B. 13. Monatsgehalt, Weihnachtsgeld) besonders hoch
ausfallen, sind die Rentenzahlungen unterjahrig gleichmaRiger verteilt. Selbst wenn die
Summe der monatlichen Einnahmen und Ausgaben zum Jahresende Ubereinstimmt, be-
steht die Moglichkeit, dass in den Monaten davor die Einnahmen nicht die Ausgaben de-
cken.

Der bisherige Wert der Mindestricklage kann dann dazu flhren, dass der Bund nach dem
Abschmelzen der Nachhaltigkeitsriicklage wiederkehrend mit einer riickzahlbaren Liquidi-
tatshilfe nach § 214 die Zahlungsfahigkeit der Rentenversicherung — wie bereits im Jahr
2005 geschehen — kurzfristig sicherstellen muss. Die Anhebung der Mindestriicklage redu-
ziert dieses Risiko signifikant und den damit verbundenen burokratischen Aufwand. Die
Funktion der Liquiditatshilfe bleibt auf Ausnahmesituationen beschrankt und das Vertrauen
in die finanzielle Tragfahigkeit der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten.

Zu Nummer 7 (§ 213)

Die Anderungen der Berechnungsweise der Zuschiisse des Bundes in § 213 haben zum
Ziel, die erforderlichen Berechnungsschritte zu vereinfachen, die Berechnung transparenter
zu gestalten und durch Zeitablauf oder anderweitig Uberholte Berechnungselemente aufzu-
heben. Neben umfangreichen redaktionellen Bereinigungen werden die Betrage der einzel-
nen Zuschisse des Bundes fir das Jahr 2023 benannt und die jeweiligen Fortschreibungs-
regelungen nach einem einheitlichen Muster gefasst. Davon ausgehend sind die Betrage
der einzelnen Zuschusse des Bundes flur das Jahr 2024 nach dem in diesem Jahr geltenden
Recht neu zu berechnen und fallen etwas geringer aus, als im Bundeshaushalt 2024 vor-
gesehen.

Die Bestimmung des allgemeinen Bundeszuschusses nach Absatz 2 wird vereinfacht. Der
fur das Jahr 2023 bereits bestimmte allgemeine Bundeszuschuss ist die Ausgangsbasis fir
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die Fortschreibung des allgemeinen Bundeszuschusses fir das Jahr 2024. Danach wird
der allgemeine Bundeszuschuss jeweils ausgehend von seinem Vorjahrswert fortgeschrie-
ben. Fir die jahrliche Fortschreibung ist zum einen wie schon nach bisherigem Recht die
Veranderung der Bruttoléhne und -gehalter je Arbeitnehmer (§ 68 Absatz 2 Satz 1) malge-
bend. Neu in Satz 2 Nummer 2 ist, dass der allgemeine Bundeszuschuss mit der Verande-
rungsrate des tatsachlichen Beitragssatzes zur allgemeinen Rentenversicherung fortge-
schrieben wird. Dabei wird der Beitragssatz des Kalenderjahres, fur welches der Bundes-
zuschuss festgesetzt wird, mit dem des davorliegenden Kalenderjahres ins Verhaltnis ge-
setzt. Bisher war flr die Fortschreibung ein fiktiver Beitragssatz malfgeblich, der sich ohne
Bertcksichtigung des zusatzlichen und erganzenden Bundeszuschusses ergab. Die Be-
zugnahme auf den fiktiven Beitragssatz geht zurtick auf die Zeit der Einfuhrung des zusatz-
lichen Bundeszuschusses bzw. dessen Erhéhungsbetrags. Die Regelung ist durch Zeitab-
lauf Gberholt, denn damit sollten seinerzeit ungewollte Rickkopplungseffekte auf die Héhe
des allgemeinen Bundeszuschusses vermieden werden, die sich aus der Beitragssatzent-
lastung des zusatzlichen Bundeszuschusses und dessen Erhéhungsbetrags ergeben hat-
ten. Durch die Bezugnahme auf die tatsachliche Beitragssatzentwicklung wird die im Ver-
gleich zu den Beitragszahlenden gleichmaRige Beteiligung des Bundes transparenter. Die
Streichungen in Satz 3 betreffen durch Zeitablauf Gberholte Regelungen.

Absatz 2a wird aufgehoben. Der allgemeine Bundeszuschuss fallt seit dem Jahr 2007 um
den Minderungsbetrag von 340 Millionen Euro geringer aus. Dieser Minderungsbetrag war
nach Satz 3 bei der Fortschreibung des allgemeinen Bundeszuschusses nicht zu bertck-
sichtigen. Diese Vorschrift wird aufgehoben, um die Berechnung der Fortschreibung des
allgemeinen Bundeszuschusses zu vereinfachen und die Transparenz zu erhéhen. In die-
sem Zuge wird auch der urspringlich in Satz 2 vorgesehene Abgleich des pauschalen Min-
derungsbetrags mit den tatsachlichen Finanzeffekten aus den dort genannten MaRnahmen
aufgehoben, der mangels der erforderlichen statistischen Daten nicht mdglich war.

Absatz 3 wird um durch Zeitablauf Uberholte Regelungsbestandteile bereinigt und redakti-
onell neu gefasst. Die Berechnung des zusatzlichen Bundeszuschusses in Satz 2 bleibt
unverandert. MaRgeblich fir die Fortschreibung des bisherigen zusatzlichen Bundeszu-
schusses ist die Veranderungsrate des erwarteten Aufkommens der Steuern vom Umsatz
des folgenden Jahres gegentiber dem laufenden Jahr. Dabei wird klargestellt, dass sich die
Fortschreibung mit der Entwicklung der Steuern vom Umsatz auf den zusatzlichen Bundes-
zuschuss ohne den Erhéhungsbetrag nach Absatz 4 beschrankt. Aus Griinden einer hdhe-
ren Transparenz wird auch die Vorschrift aufgehoben, dass die Erstattungen nach § 291b
auf den zusatzlichen Bundeszuschuss angerechnet werden. Im Gegenzug wird auch die
Erstattungsvorschrift selbst aufgehoben, die aufgrund der Verrechnungsvorschrift faktisch
ohnehin nicht mehr zur Anwendung kam. Die Hohe des zusatzlichen Bundeszuschusses
andert sich dadurch nicht.

Absatz 4 wird um die durch Zeitablauf Gberholte Entstehungsgeschichte des Erhéhungsbe-
trages bereinigt. Der Erhdhungsbetrag selbst bleibt gegeniber bisherigem Recht unveran-
dert und wird auch unverandert fortgeschrieben, indem dieser fur das jeweils folgende Ka-
lenderjahr mit dem Faktor fiir die Veranderung der Bruttoléhne und -gehalter des vergan-
genen Jahres gegeniber dem vorvergangenen Jahr multipliziert wird. Dabei sind die Brut-
toldhne und -gehalter in der Abgrenzung zu verwenden, die auch fur die Bruttolohne und -
gehalter je Arbeitnehmer nach § 68 Absatz 2 Satz 1 zu verwenden sind. Anders als beim
bis zum Jahr 2023 geltenden Recht sind die Minderungsbetrage gemal § 287g fur die
Jahre 2024 bis 2027 zu berucksichtigen.

Absatz 5 ist durch Zeitablauf Gberholt. Mit der Streichung entfallt auch die Wirkung des
Minderungsbetrages auf die Fortschreibung des Erh6hungsbetrages (siehe hierzu die Be-
grindung zu Absatz 2a). Damit wird die Entwicklung des Erhéhungsbetrages transparenter.

Der bisherige § 213 Absatz 6 wird zu § 213 Absatz 5.
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Zu Nummer 8 (§ 255d Absatz 4)

Aufgrund der Generalrevision der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) 2019
hatte der Gesetzgeber Ende 2019 mit dem Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Errich-
tung der Deutschen Rentenversicherung Bund und der Deutschen Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See (RVBund/KnErG-AndG) eine gesetzliche Regelung fir eine verzer-
rungsfreie VGR-Datengrundlage fir zuklnftige Rentenanpassungen geschaffen. Damit
wurde fur Rentenanpassungen ab 2020 ausgeschlossen, dass VGR-Lohndaten vor Revi-
sion mit VGR-Lohndaten nach Revision ins Verhaltnis gesetzt werden, sodass sich die Ren-
tenanpassung an der tatsachlichen Lohnentwicklung orientiert.

Durch die Neuregelung des § 255d Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 wird sichergestellt, dass
diese Regelung fir eine verzerrungsfreie VGR-Datengrundlage nun auch sachgerecht auf
die Bestimmung des aktuellen Rentenwerts zum 1. Juli 2025 Ubertragen wird. Dabei ist ein
Ruckgriff auf die Daten der Vorjahresverordnung nicht moglich, weil in der Berechnung der
Anpassung zum 1. Juli 2025 im Lohnfaktor erstmals gesamtdeutsche Werte zugrunde ge-
legt werden.

Durch die Neuregelung von § 255d Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 wird zudem klargestellt,
dass die zu Beginn des Jahres 2024 — und damit zur Datenlieferung fir die Rentenanpas-
sung 2024 — fiur das Jahr 2022 vorliegenden Daten aus der Versichertenstatistik zu den
gesamtdeutschen beitragspflichtigen Bruttolohnen und -gehaltern je Arbeithehmer ohne
Beamte einschliel3lich der Bezieher von Arbeitslosengeld zugrunde zu legen sind.

Zu Nummer 9 (§ 255e)
Zu Buchstabe a
Anpassung der Uberschrift
Zu Buchstabe b

Durch die Anderungen in § 255e wird die Regelung zur Sicherung des Mindestsicherungs-
niveaus von 48 Prozent vom 1. Juli 2025 auf den 1. Juli 2039 verlangert, die ihre Wirkung
bis 30. Juni 2040 entfaltet.

Das bereits bis zum Jahr 2025 geltende Mindestsicherungsniveau (Haltelinie fur das Ren-
tenniveau) ist ein Beitrag zur Verbesserung der Leistungsfahigkeit der gesetzlichen Ren-
tenversicherung. Heutige und kiinftige Rentenbezieher brauchen weiterhin verlassliche Pa-
rameter fur Ihre Alterssicherung. Mit der Verlangerung der Haltelinie bis zum Jahr 2039 wird
die Zusage eines stabilen Mindestsicherungsniveaus fur zusatzliche finfzehn Jahre erneu-
ert. Denn die gesetzliche Rente ist die tragende Saule der Altersvorsorge. Zur Sicherstel-
lung ihrer Funktion sind verlassliche Parameter notwendig.

Des Weiteren ist hier eine redaktionelle Folgednderung zu der Verschiebung der Definition
des Sicherungsniveaus vor Steuern in den § 154a enthalten.

Zu Buchstabe c

Redaktionelle Folgednderung zu der Verschiebung der Definition des Sicherungsniveaus
vor Steuern in den § 154a.

Zu Nummer 10 (§ 255h)
Zu Buchstabe a

Anpassung der Uberschrift.
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Zu Buchstabe b

Folgeanderungen zur Verlangerung der Geltungsdauer des Mindestsicherungsniveaus.
Zu Nummer 11 (§ 255i)

Zu Buchstabe a

Anpassung der Uberschrift.

Zu Buchstabe b

Folgeadnderungen zur Verlangerung der Geltungsdauer des Mindestsicherungsniveaus.
Zu Nummer 12 (§ 287)

Zu Buchstabe a

Anpassung der Uberschrift.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

In Absatz 1 Satz 2 wird geregelt, dass der Beitragssatz in der allgemeinen Rentenversiche-
rung uber das Jahr 2025 hinaus bis zum Jahr 2036 abweichend von § 158 auf mindestens
18,6 Prozent festzusetzen ist. Diese Regelung wird bis zu dem Zeitpunkt befristet, ab dem
Zufihrungen aus dem Generationenkapital an die gesetzliche Rentenversicherung vorge-
sehen sind. Damit wird sichergestellt, dass es nach 2025 nicht zu einer Beitragssatzabsen-
kung unter 18,6 Prozent kommt und auch bei sehr glnstiger wirtschaftlicher Entwicklung
eine Verstetigung der Beitragssatzentwicklung erreicht wird. Der als Folge der durch die
demografische Entwicklung héheren Aufwendungen zu erwartende Beitragssatzverlauf in
der Rentenversicherung kann hierdurch stabilisiert werden. Damit kann auch eine Entlas-
tung der kiinftigen Beitragszahler bewirkt werden.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der Regelungsgehalt in Absatz 1 Satz 3 ist durch Zeitablauf Gberholt und wird daher auf-
gehoben.

Zu Nummer 13 (§ 287a)

Ab 2026 gibt es einen allgemeinen Bundeszuschuss fur das gesamte Bundesgebiet (§ 287e
in der Fassung ab 1. Januar 2026). Ausgangsbetrag fiir die Fortschreibung ist die Summe
des fir das Jahr 2025 ermittelten allgemeinen Bundeszuschusses und des Bundeszu-
schusses-Beitrittsgebiet.

Die Festsetzung von Werten, die auf die Veranderung der Bruttolohne und -gehalter je Ar-
beitnehmer (§ 68 Absatz 2 Satz 1) abstellen, erfolgt nach § 228b fiir Zeiten bis einschliel3-
lich 31. Dezember 2024 noch auf Basis der Lohnentwicklung in den alten Landern und ab
dem Jahr 2025 auf Basis der gesamtdeutschen Lohnentwicklung.

Durch die Regelung des § 287a wird sichergestellt, dass die Fortschreibung des allgemei-
nen Bundeszuschusses flir das Jahr 2025 sachgerecht noch mit der Lohnentwicklung in
den alten Landern erfolgt, bevor dieser fiir das Jahr 2026 mit dem Bundeszuschuss-Bei-
trittsgebiet zu einem gesamtdeutschen allgemeinen Bundeszuschuss zusammengefasst
wird.
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Zu Nummer 14 (§ 287d)

Die Aufwendungen flr Kriegsbeschadigtenrenten und die daran anknlpfenden Sonderleis-
tungen fallen nicht mehr an. Allenfalls kbnnen noch sehr geringfugige Zahlungen bzw.
Rickzahlungen anfallen. Daher kann die Erstattungsregelung der Abséatze 1 und 2 gestri-
chen werden

Zu Nummer 15
Redaktionelle Folgednderung aufgrund der Neufassung von § 213.
Zu Nummer 16 (§ 287h)

Die Mindestriicklage der Trager der allgemeinen Rentenversicherung wird auf das 0,3fache
der durchschnittlichen monatlichen Ausgaben zu eigenen Lasten angehoben, um die un-
terjahrige Liquiditat zu starken. Die aus einer Beitragssatzanhebung aufgrund der Anhe-
bung der Mindestriicklage resultierenden unmittelbaren Auswirkungen auf die Leistungen
des Bundes an die allgemeine Rentenversicherung sollen ausgeschlossen werden. Durch
die Anhebung der Mindestricklage kann in einem Jahr einmalig ein hoherer Beitragssatz
erforderlich werden. Der Beitragssatz in der allgemeinen Rentenversicherung geht in die
Bestimmung des allgemeinen Bundeszuschusses und der Beitragszahlungen des Bundes
fur Kindererziehungszeiten ein. Ein hoherer Beitragssatz aufgrund der Anhebung der Min-
destriicklage wirde daher auch zu einer Erhéhung dieser Leistungen des Bundes an die
allgemeine Rentenversicherung fihren.

Um diesen Effekt auszuschlieen, wird flr das Jahr, in dem der Beitragssatz in der allge-
meinen Rentenversicherung erstmals auf Uber 18,6 Prozent angehoben werden muss, zu-
satzlich ein rechnerischer Beitragssatz ermittelt, der sich bei einer Mindestriicklage in Héhe
des 0,2fachen einer Monatsausgabe ergeben wirde. Dieser rechnerische Beitragssatz wird
fur das betreffende Jahr bei der Veranderung des allgemeinen Bundeszuschusses und der
Beitragszahlung des Bundes flr Kindererziehungszeiten angewendet. Bei der Festsetzung
dieser Grofen flr das Folgejahr wird dann die Veranderung des tatsachlichen Beitragssat-
zes gegenlUber dem rechnerischen Beitragssatz beriicksichtigt, indem der rechnerische
Beitragssatz als Beitragssatz fur das laufende Jahr gemal der §§ 177 Absatz 2 und 213
Absatz 2 gilt, so dass sich keine langfristigen finanziellen Auswirkungen firr die Rentenver-
sicherung beziehungsweise den Bundeshaushalt ergeben.

Fahrt beispielweise die Anhebung der Mindestricklage zu einem hoheren Beitragssatz im
Jahr 2027, wird fir dieses Jahr zusatzlich ein rechnerischer Beitragssatz ermittelt. Dieser
wird bei der Festlegung des allgemeinen Bundeszuschusses und der Beitrage des Bundes
fur Kindererziehungszeiten fur das Jahr 2027 angewendet (rechnerischer Beitragssatz
2027 gegentber tatsachlichem Beitragssatz 2026). Bei der Festlegung des allgemeinen
Bundeszuschusses und der Beitrage des Bundes fir Kindererziehungszeiten fir das Jahr
2028 wird dann die Veranderung des tatsachlichen Beitragssatzes 2028 gegeniber dem
rechnerischen Beitragssatz 2027 berucksichtigt.

Zu Nummer 17 (§ 291b)

Die Erstattung der Aufwendungen fur Leistungen nach dem Fremdrentenrecht wurde bisher
nach § 213 Absatz 3 Satz 4 auf den zusatzlichen Bundeszuschuss angerechnet. Die An-
rechnung entfallt zukinftig. In diesem Zuge entfallt daher auch die Erstattung selbst, die
aufgrund der Anrechnung auf den zusatzlichen Bundeszuschuss keine finanziellen Auswir-
kungen hatte.

Zu Nummer 18 (§ 292)

Folgeanderungen aufgrund der Aufhebung der Absatze 1 und 2 des § 287d.
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Zu Artikel 2 (Gesetz zur Errichtung einer Stiftung ,,Generationenkapital®)
Zu § 1 (Errichtung, Zweck und Sitz)

Das Gesetz errichtet die Stiftung ,Generationenkapital® in der Rechtsform einer bundesun-
mittelbaren Stiftung des 6ffentlichen Rechts. Die Stiftung soll zukiinftig dauerhaft einen Bei-
trag zur langfristigen Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung der gesetzlichen Renten-
versicherung leisten, indem sie die ihr zugefiihrten Mittel renditeorientiert anlegt, und aus
den erwirtschafteten Ertrdgen Ausschittungen zweckgebunden an die Deutsche Renten-
versicherung Bund erfolgen. Mit der Zweckbestimmung wird das Ziel der Stiftung festgelegt.
Das Stiftungsvermogen dient der langfristigen Stabilisierung des Beitragssatzes zur gesetz-
lichen Rentenversicherung.

Zu § 2 (Aufgaben und Organisation der Stiftung)

Die Aufgabe der Stiftung besteht in der Bewirtschaftung der ihr zugefiihrten Mittel mit dem
Ziel, mit den Ertragen einen Beitrag zur Beitragssatzstabilisierung in der allgemeinen Ren-
tenversicherung zu leisten. Eingerichtet werden fur die Stiftung als Organe ein Kuratorium
und ein Vorstand. Dabei dient das Kuratorium der Kontrolle des Vorstands und der Uber-
wachung der Einhaltung der Erflillung des Stiftungszwecks. Der Vorstand fihrt die Be-
schlusse des Kuratoriums aus und ist fur die Fuhrung der Geschafte der Stiftung verant-
wortlich.

Zu § 3 (Kuratorium)

Die Bestimmung regelt Bestellung, Zusammensetzung und Aufgaben des Kuratoriums. Mit
dem Kuratorium wird das wichtigste Organ der Stiftung eingerichtet. Da der Zweck der Stif-
tung in der Dampfung des Anstiegs des Rentenversicherungsbeitragssatzes und damit
auch des Bundeszuschusses und der Beitrage des Bundes fur Kindererziehungszeiten ab
Mitte der 2030er Jahre durch Ertrage aus einem Stiftungsvermdgen liegt, sind die Mitglieder
jeweils vom Bundesministerium der Finanzen und vom Bundesministerium fir Arbeit und
Soziales zu bestimmen. Fiir die Zeit der Ubertragung von Aufgaben nach § 15 an den
KENFO ist ein zusatzliches Mitglied durch das Bundesministerium fur Wirtschaft und Kii-
maschutz zu bestimmen. Das Kuratorium entscheidet nach Absatz 1 Uber grundsatzliche
Fragen im Zusammenhang mit dem Zweck der Stiftung. Dazu gehdren insbesondere Ent-
scheidungen zum Personalplan, der Satzung, der Anlagestrategie (Bandbreiten der zu er-
werbenden Vermogensgegenstande, aber nicht Gber einzelne Anlagen), Genehmigung des
Wirtschaftsplans, Feststellung des Jahresabschlusses, Bestellung und Entlastung des Vor-
stands der Stiftung, Public Corporate Governance Kodex Bericht, Vorstandsangelegenhei-
ten (Bestellung, Abberufung, Verlangerung der Bestellung, Genehmigung der Zielvereinba-
rung, Feststellung der Zielerreichung), Zustimmung zum Risikoansatz, Information zu den
einzelnen Anlagen und der Performance der Stiftung.

Mit Absatz 3 und 4 wird geregelt und klargestellt, dass der/die Vorsitzende und der/die
Stellvertreter/in aus den Kuratoriumsmitgliedern bestehen, die vom Bundesministerium der
Finanzen und dem Bundesministerium fur Arbeit und Soziales bestimmt wurden.

Im Hinblick auf die zu treffenden Anlageentscheidungen kann die Deutsche Bundesbank
vom Kuratorium beratend hinzugezogen werden. Das Kuratorium kann nach Absatz 6 ei-
nen beratenden Anlageausschuss einrichten. Der Anlageausschuss berat das Kuratorium
im Hinblick auf die Anlagepolitik fir das zu verwaltende Stiftungsvermogen.

Die nach Absatz 7 zu erstellende Satzung der Stiftung wird dazu nahere Ausfuhrungen ent-
halten. Weiter werden in der Satzung nahere Einzelheiten zu den Aufgaben, der Organisa-
tion der Aufgabendurchfihrung und den Befugnissen der Organe geregelt. Die Befugnis
des Kuratoriums zum Erlass einer Satzung erleichtert die Regelung der internen Ablaufe
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der Stiftung und legt die Berichtspflichten des Vorstands sowie der Stiftung gegentiber den
Ressorts fest.

Zu § 4 (Vorstand)

Der Vorstand ist nach Absatz 1 und Absatz 5 an die Beschliisse des Kuratoriums oder Wei-
sungen des Bundesministeriums der Finanzen gebunden.

Der Vorstand darf nach Absatz 2 Satz 3 in Verbindung mit der Ubertragung nach § 15 und
der Anwendung von § 16 auch ganz oder teilweise aus Mitgliedern des Vorstands einer
rechtsfahigen Stiftung des offentlichen Rechts oder einer Anstalt des 6ffentlichen Rechts
bestehen, auf die Aufgaben der Stiftung ,Generationenkapital“ GUbertragen werden. Damit
kénnen auch Mitglieder des Vorstands des KENFO zu Mitgliedern des Vorstands der Stif-
tung ,Generationenkapital® bestellt werden, insbesondere um deren Expertise im Hinblick
auf die Anlage von Vermogenswerten zu nutzen.

Die Mitglieder des Vorstands werden vom Kuratorium gewahlt und bestellt und dirfen nicht
zugleich Mitglieder des Kuratoriums sein. Sie sollen iber ein angemessen breites Spektrum
von Kenntnissen, Fahigkeiten und Erfahrungen verfligen, die zur Anlage und zum Manage-
ment bedeutender Vermogen befahigen. Der Vorstand fiihrt die Beschlisse des Kuratori-
ums aus und fuhrt die Geschafte der Stiftung nach naherer MaRgabe der Satzung.

Absatz 5 regelt die mdgliche Untersagung von Anlagevorhaben durch das Bundesministe-
rium der Finanzen. Hiervon sind auch Divestment-Entscheidungen umfasst.

Zu § 5 (Stiftungsvermogen)
Zu Absatz 1

Absatz 1 der Vorschrift stellt klar, dass der Bund der Stiftung Eigenmittel zuflihren kann.
Diese konnen aus Barmitteln und den nach § 215 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 7 Versi-
cherungsaufsichtsgesetz sowie in § 17 Absatz 1 Pensionsfonds-Aufsichtsverordnung ge-
nannten und zugelassenen Vermégenswerten bestehen. Zugelassen sind unter anderem
auch Beteiligungen in Form von Aktien aus dem Besitz des Bundes, der Kreditanstalt fir
Wiederaufbau oder eines anderen dem Bund zurechenbaren Vermogenstragers. Zuge-
fuhrte Vermogenswerte durfen im Gegensatz zu ihren Ertragen nicht unmittelbar zur De-
ckung der laufenden Kosten nach § 7 Absatz 1 verwendet werden, da mit ihnen allein fi-
nanzielle Transaktionen finanziert werden sollen. Der Bund wird dem Stiftungsvermogen
bis zum Ende des Jahres 2028 unentgeltlich Eigenmittel in einer Hohe von etwa 15 Milliar-
den Euro zuflhren.

Der Bund leistet unbedingt erforderliche Ausgaben flr den Geschaftsbedarf der Stiftung im
Bundeshaushalt 2024 in Héhe von 10 Millionen Euro. Weitere Haushaltsausgaben sind
hierflr nicht vorgesehen.

Zu Absatz 2

Daneben kénnen nach Absatz 2 vom Bundesministerium der Finanzen der Stiftung Darle-
hen gewahrt werden. Die Zufihrung erfolgt aus dem Bundeshaushalt. Bei der darlehensfi-
nanzierten Zufihrung zum Stiftungsvermdgen handelt es sich um finanzielle Transaktionen
im Sinne von § 3 des Gesetzes zur Ausfuihrung von Artikel 115 des Grundgesetzes (Artikel-
115-Gesetz — G 115), die das Finanzvermdgen des Bundes nicht verandern und nicht auf
die Einhaltung der Kreditgrenzen des Artikel 115 GG angerechnet werden. Die Salden des
Staates im Sinne des Europaischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
(ESVG) — das heildt im Sinne des Stabilitats- und Wachstumspakts (SWP) — werden in dem
Male beeinflusst, wie die Ertrage des Vermoégens sich von den laufenden Kosten und Ka-
pitalkosten im Sinne des ESVG unterscheiden. Das heil3t, liegen die Ertrage oberhalb der
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laufenden Kosten und der Kapitalkosten, verbessert sich der Saldo. Die schuldenfinanzierte
Anlage der Mittel selbst ist saldenneutral, da es sich um finanzielle Transaktionen handelt.
Allerdings erhoht sich durch die schuldenfinanzierte Anlage der Mittel der Bruttoschulden-
stand im Sinne des ESVG. Entsprechend kann die Einhaltung von Vorgaben des SWP bzgl.
des Schuldenstandes beeinflusst werden. Dartber hinaus kénnen sich die Vorgaben des
SWP bzgl. anderer Indikatoren verandern, soweit diese vom Schuldenstand abgeleitet wer-
den.

Zudem stellt der Absatz klar, dass die Stiftung verpflichtet ist, die dem Bund flir die Refi-
nanzierung der Darlehen entstehenden Zinskosten in voller Hohe zu erstatten. Die Erstat-
tung soll jeweils spatestens im Folgejahr erfolgen. Die Zinskosten, die durch die Refinan-
zierung der Darlehensausgabe des Bundes ausgeldst werden, sind mit den Modalitaten zu
deren Berechnung und Zahlung im Darlehensvertrag festzulegen. Dabei muss sicherge-
stellt werden, dass dieser Betrag nicht in systematischer Weise niedriger oder hdher ist als
die tatsachlichen Zinskosten des Bundes fiir die jeweiligen Darlehen. Die Finanzierung tUber
Darlehen des Bundes dient der Kostenminimierung, die durch die glinstigen Finanzierungs-
konditionen des Bundes ermdglicht wird.

Mit dem Aufbau des Generationenkapitals sind Chancen — ggf. sogar fir héhere Ausscht-
tungen — und Risiken verbunden. Sofern das Stiftungsvermégen niedriger als die Summe
der eingebrachten Mittel ist, kdnnen die laufenden Kosten u. a. der fir die beim Bund auf-
genommenen Darlehen vorubergehend aus den zugefuhrten Darlehen aufgebracht wer-
den. Es besteht kein Insolvenzrisiko, da es sich um eine Stiftung des Offentlichen Rechts
handelt.

Zu Absatz 3

In Absatz 3 wird geregelt, dass der Stiftung im Haushaltsjahr 2024 aus Darlehen Mittel in
Hohe von 12 Milliarden Euro zufliefen, die ab dem Jahr 2025 um jahrlich 3 Prozent erhéht
werden. Damit wird ein berechenbarer Pfad zum Aufbau des Stiftungsvermogens festge-
legt, um die Stiftung ab dem Jahr 2036 in die Lage zu versetzen, aus ihren Ertrégen eine
Stabilisierung des Rentenversicherungsbeitragssatzes bewirken zu kénnen.

Um die Stiftung nicht zu zwingen, ein Darlehen beim Bund aufzunehmen, wenn dies im
Einzelfall wirtschaftlich nicht sinnvoll sein sollte, ist ihr die Mdglichkeit eingerdumt, hierauf
zu verzichten.

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt das Ziel, bis zum Jahr 2036 ein Stiftungsvermdgen von 200 Milliarden Euro
zu erreichen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 stellt klar, dass die Stiftung selbst keine Kredite am Markt aufnehmen darf und
regelt die Ausnahmen des Kreditaufnahmeverbots, um die Handlungsfahigkeit der Stiftung
bei Beteiligungen zu gewahrleisten.

Zu § 6 (Anlage der Mittel)

Die Vorschrift regelt die Art und Weise der Erstellung und Veroffentlichung der Anlagericht-
linie sowie deren wesentlichen Inhalt.

Die Anlage der Mittel erfolgt generell unter marktiblichen Konditionen, was bewirkt, dass
die Stiftung keine staatlichen Beihilfen im Sinne des EU-Rechts gewahrt. Wirtschaftliche
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Transaktionen von 6ffentlichen Stellen verschaffen der Gegenseite keinen Vorteil und stel-
len somit keine Beihilfe dar, sofern sie zu normalen Marktbedingungen vorgenommen wer-
den.

Zu Absatz 1

Absatz 1 bestimmt, dass die der Stiftung Ubertragenen Mittel global-diversifiziert unter
marktiblichen Bedingungen renditeorientiert angelegt werden missen. Ausnahmen sind im
Zusammenhang mit dem Aufbau des Stiftungsvermdgens Uber Beteiligungen des Bundes,
der Kreditanstalt fir Wiederaufbau oder eines anderen dem Bund zurechenbaren Vermo-
genstragers maglich. Die zugeflihrten Vermogenswerte kénnen aus triftigen Griinden ohne
konkrete Befristung gehalten werden und Ubergangsweise nicht global-diversifiziert und
renditeorientiert angelegt werden. Die Berucksichtigung der Marktlage ist ein eigenstandi-
ger Grund, der eine Abweichung vom Diversifikationsgrundsatz rechtfertigen kann. Eine
Pflicht zum Abverkauf ,zu jedem Preis® soll es nicht geben.

Sollte der Fall eintreten, dass zukUlnftig auch Anteile von Gesellschaften, an denen ein wich-
tiges Interesse des Bundes fortbesteht, auf die Stiftung Generationenkapital ibertragen
werden, wird eine Anpassung der gesetzlichen Regelung erforderlich sein.

Zu Absatz 2

Absatz 2 sichert, dass das Bundesministerium der Finanzen im Benehmen mit dem Bun-
desministerium flr Arbeit und Soziales eine Anlagerichtlinie fur die Stiftung erlassen kann.
Diese Richtlinie hat die Anlagegrundsatze zu beachten, die in § 124 Absatz 1 des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes bestimmt sind, und soll die Anlagepolitik leiten. Fir die Richtli-
nie ist ferner zu berlcksichtigen, dass die Anlage gemal} Absatz 1 zu marktiblichen Bedin-
gungen erfolgen muss. Die Anlagerichtlinie soll ESG Kriterien enthalten.

Zu Absatz 3

Absatz 3 bestimmt, dass die Anlagerichtlinien sowie die darauf aufbauende Anlagepolitik
sich hinsichtlich der zulassigen Anlageklassen nach § 215 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis
7 des Versicherungsaufsichtsgesetzes sowie § 17 Absatz 1, 2 und 4 Pensionsfonds-Auf-
sichtsverordnung richten.

Zu § 7 (Verwendung der Mittel)

Das Stiftungsvermdgen muss aus den Ertragen die laufenden Kosten der Stiftung, insbe-
sondere die Zinsaufwendungen fur das vom Bund gewahrte Darlehen erwirtschaften. Die
verbleibenden Ertrage kdnnen zur Dampfung des Anstiegs des Beitragssatzes zur allge-
meinen Rentenversicherung verwendet werden.

Eine langfristige Ansparphase wird vorgesehen, da Kapitalanlagen am Aktienmarkt insbe-
sondere bei einer kurzen Haltedauer héheren Kursschwankungen unterliegen kénnen. Zu-
dem sollen Zinseszinseffekte zur VergroRerung des Stiftungsvermégens genutzt werden.
Ab dem Jahr 2036 sollen Ertradge des Generationenkapitals in Hohe von durchschnittlich 10
Milliarden Euro jahrlich an die gesetzliche Rentenversicherung flieen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 bestimmt daher, dass die laufenden Kosten der Stiftung, der Verwaltung des Stif-
tungsvermdgens einschliellich der Zinsaufwande aus Darlehen aus den Ertragen der Stif-
tung und vorlibergehend — nur soweit diese dazu nicht ausreichen — den nach § 5 Absatz 2
zugefihrten Darlehen zu begleichen sind. Ertrage der Stiftung stellen auch Einnahmen aus
Beteiligungen dar.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 stellt sicher, dass die verbleibenden Ertrage zur Stabilisierung der Beitragssatz-
entwicklung der allgemeinen Rentenversicherungen genutzt werden. Die Ausschuttungen
aus dem Generationenkapital an die allgemeine Rentenversicherung kénnen dabei auch
zu Beitragssatzsenkungen flhren.

Zu Absatz 3

Nach Absatz 3 steht die Ausschittung von Ertragen unter dem Vorbehalt, dass nachhaltig
gesichert ist, dass die Kapitalertrage aus Bewirtschaftung des Stiftungsvermégens einen
Beitrag zur langfristigen Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung der allgemeinen Ren-
tenversicherung leisten konnen.

Die in Absatz 3 genannte Schwelle von 110 Prozent der Darlehen und der eingebrachten
Eigenmittel stellt einen ,Sicherheitspuffer® dar, um den Substanzerhalt bzw. die Riickzahl-
barkeit von Darlehen des Bundes zu gewahrleisten und der Volatilitdt am Aktienmarkt Rech-
nung zu tragen. Ertrage durfen im Folgejahr nur ausgeschuttet werden, wenn der Buchwert
der eingebrachten Eigenmittel und der Wert der bestehenden Verbindlichkeiten aus Darle-
hen einschlieldlich des 10-prozentigen Sicherheitspuffers nicht unterschritten wird.

Zu Absatz 4

Das Bundesministerium der Finanzen und das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales
kénnen nur einvernehmlich tber eine Abweichung von der Entnahmerestriktion beispiels-
weise im Falle positiver Prognosen der globalen Wirtschaftsentwicklung entscheiden. Im
Falle einer Ausschuttung nach Absatz 4 darf der Wert der Kapitalanlagen die nach Absatz 3
Nummern 1 und 2 ermittelte Summe nicht unterschreiten.

Zu Absatz 5

Absatz 5 regelt, dass das Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium flr Arbeit und Soziales und nach Anhérung des Vorstands der Stiftung erst-
malig flir das Haushaltsjahr 2035 Uber die H6he der Ausschiittung entscheidet. Einzelheiten
zur Ausschattung konnen in der Satzung geregelt werden.

Zu Absatz 6

Absatz 6 sieht im Jahr 2029 eine Uberpriifung vor, ob die Stiftung inren Zweck mit den zur
Verfligung stehenden Mitteln vor dem Hintergrund der eingetretenen Kapitalmarktentwick-
lung voraussichtlich erreichen wird. Hierzu soll die Stiftung einen Bericht erstellen, der dem
Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium fur Arbeit und Soziales vor-
gelegt wird. Angestrebt werden ein Stiftungsvermdgen von 200 Milliarden Euro im Jahr
2036 und ab dem Jahr 2036 Ausschuttungen an die Deutsche Rentenversicherung Bund
von durchschnittlich 10 Milliarden Euro jahrlich. Sollten diese Ziele perspektivisch nicht er-
reicht werden, mussen in einem zusatzlichen Bericht an den Deutschen Bundestag durch
das Bundesministerium der Finanzen und das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales
Gegenmalnahmen vorgeschlagen werden. Mit dem Bericht soll auch geprift werden, in
welchem Umfang die kreditfinanzierten Zufihrungen nach 2045 fortgesetzt werden sollen.

Zu § 8 (Grundsatze der Wirtschaftsfiihrung, Finanz- und Wirtschaftsplanung)

Die Stiftung nimmt fur die ihr Ubertragenen Aufgaben eine Finanz- und Wirtschaftsplanung
vor. Das Nahere bestimmt die Satzung. Die Finanz- und Wirtschaftsplanung soll die effizi-
ente und gewinnbringende Nutzung des in die Stiftung eingezahlten und durch Anlageent-
scheidungen vermehrten Vermodgens gewahrleisten.
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Die Stiftung arbeitet mit kaufmannischer Buchfiihrung nach handelsrechtlichen Grundsat-
zen. Die Wirtschaftsfiihrung und -planung werden damit weitestgehend von den Bestim-
mungen der Bundeshaushaltsordnung (BHO) entkoppelt. Anstelle eines Haushaltsplans im
Sinne des § 106 BHO stellt die Stiftung einen Wirtschaftsplan im Sinne des § 110 BHO auf.

Absatz 2 und 3 Ubertragen die fir den Haushaltsplan geltenden Grundsatze auf den fur die
Stiftung malfigeblichen Wirtschaftsplan, insbesondere hinsichtlich der Bestandteile (Ab-
satz 3) und der Verbindlichkeit fur die Wirtschaftsfihrung (Absatz 2).

Absatz 2 Satz 2 sieht klarstellend insbesondere vor, dass im Falle einer Aufgabenubertra-
gung nach § 15 Absatz 1 die Regelungen des § 61 Absatz 1 Satz 2 und Absatze 3 und 4
Bundeshaushaltsordnung keine Anwendung finden.

Absatz 3 sieht die Erstellung eines Finanz- und Wirtschaftsplans vor.

Absatz 4 sieht eine Erganzung des Wirtschaftsplans um eine Mittelfristplanung vor. Die Mit-
telfristplanung dient als Planungsgrundlage flr Ausschittungen im Finanzplanungszeit-
raum. Absatz 4 Satz 4 legt fest, dass auf Basis des Wirtschaftsplans eine Uberleitungsrech-
nung auf einen kameralen Haushaltsplan, gegliedert nach der Systematik des Gruppie-
rungsplans des Bundes, zu erstellen ist.

Absatz 5 sieht vor, dass die Stiftung erstmals ab dem Jahr 2029 jahrlich eine Langfristpla-
nung fir die jeweils folgenden fiinfzehn Kalenderjahre erstellt. Mit der Langfristplanung soll
ab dem Jahr 2029 eine aktualisierte Grundlage flr die Bertcksichtigung der Ausschittun-
gen aus dem Stiftungsvermdgen an die Rentenversicherung bereitgestellt werden, die in
den Vorausberechnungen des Rentenversicherungsberichts nach § 154 Absatz 1 SGB VI
bertcksichtigt werden. Der zum Zeitpunkt der Gesetzgebung bereits absehbare Anlage-
und Finanzierungszeitraum der Stiftung erstreckt sich bis mindestens 2035 — dem ersten
Jahr einer méglichen Ausschittung. Die Langfristplanung enthalt die Mittelfristplanung so-
wie Szenarien zur Vermégensentwicklung inklusive Ausschittungsprognosen, die jahrlich
spatestens zwei Monate vor Ablauf des laufenden Kalenderjahres fir die Darstellung im
Rentenversicherungsbericht zu aktualisieren sind.

Absatz 6 regelt, dass der jahrliche Wirtschaftsplan dem Kuratorium spatestens zwei Monate
vor Ablauf des Kalenderjahres zum Beschluss vorzulegen ist. Das Bundesministerium der
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales trifft spa-
testens einen Monat vor Ablauf des Kalenderjahres eine Entscheidung tuber die Genehmi-
gung. Naheres, auch eine frihere Frist fir die Vorlage des Wirtschaftsplans, kann in der
Satzung geregelt werden.

Zu § 9 (Ausfiihrung und Anderung des Wirtschaftsplans)

Die Vorschrift benennt die Voraussetzungen, bei deren Vorliegen der beschlossene Wirt-
schaftsplan von der Stiftung nach Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium flr Arbeit und Soziales zu andern ist und wie
mit aulerwirtschaftsplanmafigen und Uberwirtschaftsplanmaigen Ansatzen umzugehen
ist.

Zu § 10 (Veranderungen von Vertragen und Anspriichen, Vergleiche)

Die Stiftung darf nur unter engen Vorgaben Vertrage und Anspriiche das Stiftungsverméo-
gen betreffend andern sowie Vergleiche abschlielen. Da diese Mallnahmen nach Absatz 4
der vorherigen Zustimmung des Beauftragten fir den Haushalt der Stiftung und eines Be-
schlusses des Vorstands der Stiftung sowie in besonderen Fallen der Zustimmung des Ku-
ratoriums bedurfen, missen diese Mallnahmen seitens der Stiftung immer begriindet wer-
den.



- 46 - Bearbeitungsstand: 04.03.2024 16:25

Absatz 1, 2 und 3 bericksichtigen die Besonderheiten von Anlageentscheidungen bei der
Anderung von Vertragen, dem Abschluss von Vergleichen und der Verénderung von An-
spruchen. Sie treffen Sonderregelungen fur Sachverhalte von Anlageentscheidungen, auf
die gemal § 8 Absatz 2 Satz 4 die §§ 58, 59 BHO nicht anzuwenden sind. Der Anlageauf-
trag der Stiftung erfordert es, insbesondere auch die Stundung und den Erlass von Anspri-
chen an wirtschaftlichen Gesichtspunkten auszurichten. Der in §§ 58, 59 BHO verwendete
Prufungsmalstab der unzumutbaren Harte der Anspruchsdurchsetzung ist Ausfluss sozi-
alstaatlicher Erwagungen und lasst nicht auf die Tatigkeiten im Zusammenhang mit Kapi-
talanlagen Ubertragen. Damit Ubereinstimmend ist die Stiftung aufgrund von EU-beihilfe-
rechtlichen Vorgaben als staatlicher Akteur gehalten, ihre Investitionen zu marktiblichen
Bedingungen vorzunehmen.

Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 und 2 regelt, dass Entscheidungen nach Absatz 1, 2 und 3 der
Zustimmung des Beauftragten fur den Haushalt der Stiftung sowie eines Vorstandsbe-
schlusses bedirfen und dass ab einem in der Satzung festzulegenden Gegenstandswert
zusatzlich die Zustimmung des Kuratoriums erforderlich ist. Das Kuratorium kann auf seine
Mitwirkungsbefugnis verzichten.

Absatz 4 greift hierbei die Regelungen der §§ 58 Absatz 2, 59 Absatz 2 BHO auf und passt
deren Regelungsgehalt auf die Organe der Stiftung an. Nach Absatz 4 Satz 2 regelt die
Satzung Naheres.

Zu § 11 (Erwerb und VerauBerung von Vermogensgegenstinden zu
Anlagezwecken)

Die Vorschrift legt allgemeine Grundsatze fir den Erwerb und die Verauf3erung von Vermo-
gensgegenstanden fest.

Unter Berucksichtigung der Besonderheiten des Anlageauftrags der Stiftung regelt § 11,
unter welchen Bedingungen die Stiftung Vermdgensgegenstande zu Anlagezwecken er-
werben und veraufRern kann. Als vorrangige Sonderregelung tritt § 11 an die Stelle der Re-
gelungen der §§ 63, 64, 65 BHO, die aufgrund von § 8 Absatz 2 keine Anwendung finden.

Eine Anwendung dieser Normen auf Anlageentscheidungen der Stiftung wirde die Kapital-
anlage, insbesondere das Eingehen von Co- und Direktinvestitionen, erheblich erschweren
bzw. unmdéglich machen: Die dort im Vorfeld der Eingehung der Beteiligung vorgesehenen
umfanglichen Informations-, Beteiligungs- sowie Zustimmungspflichten gegeniber dem
Bundesministerium der Finanzen und teilweise dem Bundesrechnungshof wiirden zu er-
heblichen Verzégerungen fihren.

Satz 1 gewahrleistet die 6ffentliche Zweckbindung des Erwerbs von Vermdgengegenstan-
den: Er nimmt Bezug auf den Anlagezweck der Stiftung und verdeutlicht, dass Vermdogens-
gegenstande nur nach Maligabe der Anlagerichtlinie erworben werden dirfen. § 6 formu-
liert gesetzliche Mindestanforderungen an die Anlagerichtlinie. Weiteres regelt die Anlage-
richtlinie. Satz 2 stellt klar, dass Vermdgensgegenstande nur zu Marktpreisen erworben und
veraulRert werden dirfen. Die Stiftung darf durch Veraulierungen keine Beihilfen im Sinne
des EU-Rechts gewahren. Nach Satz 3 bleibt die Ubertragung von Beteiligungen in Form
von Aktien im Besitz des Bundes, der Kreditanstalt fur Wiederaufbau oder eines anderen
dem Bund zurechenbaren Vermdgenstragers an die Stiftung (auch ohne Transaktion zu
Marktkonditionen) zulassig. Der Gesetzgeber ermoglicht dem Bund eine entsprechende
Ausstattung der Stiftung, indem Satz 4 die Bestimmungen des § 63 Absatz 3 der Bundes-
haushaltsordnung fiir die Ubertragung von unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen des
Bundes fir nicht anwendbar erklart. Zu den mittelbaren Beteiligungen zahlen auch Beteili-
gungen, die der Bund im Rahmen von Platzhaltergeschaften oder Zuweisungsgeschaften
Dritten Ubertragen hat.
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Zu § 12 (Buchfiihrung, Rechnungslegung, Abschlusspriifung und Lagebericht)

Mit § 12 werden der Stiftung Vorgaben hinsichtlich der Fliihrung der Blcher der Stiftung
gemacht. Dabei wird im Grundsatz auf die Anwendung der Vorschriften des Handelsge-
setzbuchs verwiesen.

Die Vorschrift steht in inhaltlichem Zusammenhang mit § 8 Absatz 2 Satz 6: Sie regelt unter
Bezugnahme auf das Handelsgesetzbuch das kaufmannische Rechnungswesen. Die Wirt-
schaftsplanung dient dem Ziel, die wirtschaftliche Lage und Leistungsfahigkeit der Stiftung
im Sinne einer unternehmerischen Finanzplanung vorauszuplanen und nicht dazu, eine ka-
meralistische Kontrolle der Einnahmen und Ausgaben zu gewahrleisten. Hieraus folgt, dass
anstelle der kameralistischen Regelungen fir die Buchung und Rechnungslegung die ent-
sprechenden Handelsgesetzbuch-Vorschriften Anwendung finden. Anderenfalls wirde
dem Ziel der Wirtschaftsplanung der Stiftung, eine effiziente und gewinnbringende Nutzung
des in die Stiftung eingezahlten und durch die Anlageentscheidungen vermehrten Vermo-
gens zu gewabhrleisten, nicht hinreichend entsprochen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 erklart die Regelungen des Ersten und Dritten Unterabschnitts des Ersten Ab-
schnitts des Dritten Buchs des HGB fur anwendbar. Dies betrifft die Buchfiihrung und die
Pflichten zur Aufbewahrung von Unterlagen. Diese Regelungen treten an die Stelle der Re-
gelungen der BHO zum Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen sowie zur Rechnungs-
legung.

Zu Absatz 2

Absatz 2 normiert in den Satzen 1 bis 3 die Verpflichtung des Vorstands zur Aufstellung
eines Jahresabschlusses und Lageberichts nach dem Handelsgesetzbuch und regelt den
Inhalt des Jahresabschlusses.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die Wahl des Abschlussprifers und die Erteilung des Prifauftrags. Zudem
wird klargestellt, dass die Priufungsrechte des Bundesrechnungshofes davon unberihrt
bleiben.

Zu Absatz 4
Absatz 4 Satz 1 regelt die Pflicht des Kuratoriums zur Feststellung des Jahresabschlusses.
Zu Absatz 5

Absatz 5 regelt die Vorlage von Jahresabschluss, Lagebericht und Prifungsbericht an die
aufsichtflihrenden zwei Bundesministerien sowie den Bundesrechnungshof.

Zu § 13 (Entlastung des Vorstands und sonstige Pflichten)

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt die Entlastung des Vorstands und entspricht vom Regelungsgehalt § 109
Absatz 3 BHO. Die Rolle der Bundesministerien spiegelt deren Zustandigkeit bei der
Rechtsaufsicht Uber die Stiftung wider. Da in der Anfangsphase der Stiftung die Funktion
ihres Vorstands voraussichtlich von Mitgliedern des Vorstands des KENFO als andere
rechtsfahige Stiftung im Sinne von § 15 nach § 4 Absatz 2 Satz 3 ausgelbt werden kann,
kann das Kuratorium der Stiftung den Vorstand der Stiftung nur entlasten, wenn zuvor der
KENFO angehort wurde. Denn in dieser Phase erfolgen die wesentlichen Entscheidungen
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der praktischen Vermogensverwaltung und die Ausfihrung der Anlagerichtlinie der Stiftung
durch den KENFO.

Zu Absatz 2

Absatz 2 legt eine zusatzliche Berichtspflicht der Stiftung gegenliber den zustéandigen Bun-
desministerien zur finanziellen Situation der Stiftung und der Entwicklung der Anlagetatig-
keit im jeweiligen Rechnungsjahr fest. Weitere Einzelheiten kénnen in der Satzung festge-
legt werden.

Zu Absatz 3

Absatz 3 erklart § 111 BHO fur anwendbar und bestatigt ausdricklich ein Prifungsrecht
des Bundesrechnungshofs an der Stiftung.

Zu § 14 (Aufsicht)
Die Vorschrift legt die Art und Weise der Aufsicht fest.
Zu § 15 (Ubertragung von Aufgaben, Verordnungserméichtigung)

Mit § 15 wird die Erméachtigung zur Ubertragung insbesondere der in Absatz 1 Nummer 1
bis 4 genannten Aufgaben der Stiftung auf eine andere rechtsfahige Stiftung oder Anstalt
des offentlichen Rechts geschaffen. Die Aufgaben der Stiftung kénnen nur durch Rechts-
verordnung nach Absatz 1 Gbertragen werden; diese kann vom Bundesministerium der Fi-
nanzen im Benehmen mit dem Bundesministerium fur Arbeit und Soziales und fur den Fall
der Ubertragung von Aufgaben an den KENFO zuséatzlich mit dem Bundesministerium fir
Wirtschaft und Klimaschutz erlassen werden und bedarf nicht der Zustimmung des Bun-
desrates. Sollte es erforderlich sein, bei der Ubertragung nach Absatz 1 auch hoheitliche
Aufgaben zu Ubertragen, ist in der Rechtsverordnung eine Beleihung nach Malkgabe von
Absatz 2 auszusprechen.

Weiter kann die Ubertragung nach Absatz 1 zum Ablauf eines Kalenderjahres nach Ab-
satz 3 durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums der Finanzen, die nur im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium fir Arbeit und Soziales erlassen werden kann, aufge-
hoben werden, um zu einem bestimmten Zeitpunkt die volle Eigenstandigkeit und Verant-
wortlichkeit der Stiftung fur die Verwaltung des Stiftungsvermdgens wiederherzustellen.
Denn es ist zu erwarten, dass die Entwicklung des Stiftungsvermoégens und die weiter zu
erwartenden Zufihrungen zum Stiftungsvermogen zu dessen betrachtlichem Aufwuchs
fuhren wird. Daher stellt Absatz 3 die zentrale Mdglichkeit dar, die Aufgabenlbertragung
aufzuheben und das Stiftungsvermdgen unabhangig und selbstandig zu verwalten.

Die Verwaltung des Generationenkapitals soll zur schnellen Umsetzung Ubergangsweise,
befristet bis zum Jahresende 2026, durch den KENFO erfolgen. Diese Aufgabenlbertra-
gung wird abgeldst, sobald ein Asset Manager der 6ffentlichen Hand errichtet ist. Die Auf-
gabenlbertragung kann verlangert werden, falls es zu Verzdgerungen beim Aufbau des
Asset Managers des Bundes kommen sollte. Die Regelung der Befristung erfolgt in der
Rechtsverordnung nach Absatz 1.

In Absatz 4 wird der Stiftung die Moglichkeit eréffnet, die bisher mit den Aufgaben der Be-
teiligungsfihrung einschlieRlich der Mandatsvorbereitung betrauten Verwaltungseinheiten
des Bundes mit dieser Aufgabe zu beauftragen. Mit der Regelung kann ferner sichergestellt
werden, dass eine Kontinuitat in der Beteiligungsfliihrung und Aufsichtsgremien gewahrleis-
tet wird. Aus der Regelung in § 6 Absatz 1 ergibt sich, dass diese Ubertragung zeitlich
befristet angelegt ist.
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Zu § 16 (Erginzende Vorschriften fiir den Vorstand bei der Ubertragung von
Aufgaben)

Wird die Verwaltung des Stiftungsvermégens aufgrund einer Ubertragung nach § 15 durch
eine bereits vorhandene und im Vermdgensmanagement erfahrene rechtsfahige Stiftung
des offentlichen Rechts oder eine Anstalt des 6ffentlichen Rechts Ubernommen, soll es
nach Absatz 1 mdglich sein, dass die Mitglieder des jeweiligen Vorstands zugleich zu Mit-
gliedern des Vorstands der Stiftung ,Generationenkapital“ bestellt werden. Damit kann eine
beschleunigte Bewirtschaftung des Stiftungsvermdgens der Stiftung Generationenkapital
unterstutzt werden.

Mit Absatz 2 wird klargestellt, dass das Mitglied des Vorstands der rechtsfahigen Stiftung
des offentlichen Rechts oder der Anstalt des 6ffentlichen Rechts vom Kuratorium zum Mit-
glied des Vorstands der Stiftung ,Generationenkapital“ nach § 4 Absatz 2 Satz 2 gewahlt
und bestellt werden muss. Weiter ist vorgesehen, dass die Funktion ,Mitglied des Vor-
stands*“ nur fir die Dauer der Ubertragung der Aufgaben nach § 15 méglich ist. Die Bestel-
lung endet dann, wenn nach § 15 Absatz 3 die Aufgabenlbertragung zum Ende eines Ka-
lenderjahres aufgehoben wird.

Absatz 3 regelt die Rechtsaufsicht des Bundesministeriums der Finanzen im Benehmen mit
dem Bundesministerium fur Arbeit und Soziales.

Zu § 17 (Auflosung)

Die Stiftung ist nicht auf Vermdgensverzehr angelegt, sondern soll dauerhaft durch die Ver-
maogensanlage ohne Gefdhrdung der Rickzahlbarkeit der vom Bund gewahrten Darlehen
planbare Finanzierungsbeitrage zur Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung der gesetz-
lichen Rentenversicherung generieren. § 17 legt daher fest, dass die Auflosung der Stiftung
vom Stiftungsvorstand mit Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium flr Arbeit und Soziales beschlossen werden kann,
wenn der Stiftungszweck nicht im ausreichenden Umfang erreicht wird oder entfallt. Dar-
Uber hinaus kann die Stiftung vom Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium fur Arbeit und Soziales aufgeldst werden. Verbleiben der Stiftung
finanzielle Mittel, fallen diese nach ihrer Auflésung dem Bund zu. In dieser Regelung spie-
gelt sich die Ubernahme der Finanzierungssicherungsverantwortung durch den Bund wider.

Zu Artikel 3 (Anderung des Entsorgungsfondsgesetzes)
Zu Nummer 1

Mit der Anderung von § 1 Absatz 1 Satz 1 wird die ohnehin gangige Kurz-Bezeichnung der
rechtsfahigen Stiftung des oOffentlichen Rechts ,Fonds zur Finanzierung der kerntechni-
schen Entsorgung” regulatorisch abgebildet.

Zu Nummer 2

Mit Absatz 1 wird es mdglich, dem KENFO durch Rechtsverordnung die Verwaltung des
Stiftungsvermogens der Stiftung ,Generationenkapital® einschliellich weiterer Aufgaben
aufgrund von § 15 Absatz 1 Generationenkapitalgesetz zu Ubertragen. Insoweit wird der
Stiftungszweck des KENFO erweitert. Auf die Erfullung dieser Gibertragenen Aufgaben und
auf die sonstige Tatigkeit des Fonds als 6ffentlich-rechtlichem Stiftungsvermégen sind nicht
anzuwenden: das Kreditwesengesetz, das Versicherungsaufsichtsgesetz, das Wertpapier-
institutsgesetz, das Finanzkonglomerate-Aufsichtsgesetz und das Wertpapierhandelsge-
setz.

Auf die operativen Strukturen des Fonds zur Finanzierung der kerntechnischen Entsorgung
(nachfolgend KENFO) soll zurtickgegriffen werden kdnnen, um baldmdglich, moéglichst
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noch im Jahr 2024 das Stiftungsvermoégen der Stiftung ,Generationenkapital anlegen zu
kénnen. Die Ubertragung dieser Aufgabe auf den KENFO ist geeignet, um zligig eine er-
tragsbringende Bewirtschaftung des Stiftungsvermogens zu erméglichen. Die Moglichkeit,
den Vorstand des KENFO gleichzeitig zum Vorstand der Stiftung zu wahlen, kann den Be-
ginn der Bewirtschaftung des Stiftungsvermogens zusatzlich beschleunigen.

Die bislang vom KENFO im Rahmen der Verwaltung seines Stiftungsvermogens aufge-
baute Infrastruktur soll durch seine Einbindung im Auftrag der Stiftung Generationenkapital
genutzt werden kénnen, mit dem Ziel, die Bewirtschaftung des Stiftungsvermdgens der Stif-
tung Generationenkapital zu beschleunigen.

Nach Absatz 2 erhalt der KENFO fir die nach § 15 Absatz 1 des Generationenkapitalge-
setzes Ubertragenen Aufgaben, deren Erfillung er gegeniber der Stiftung ,,Generationen-
kapital“ erbringt, keine Erstattung der fur die Verwaltung des Stiftungsvermégens entste-
henden Kosten oder Gebuhren. Hingegen entstehen im Jahr 2024 Haushaltsausgaben des
Bundes in Zusammenhang mit der Zustiftung an den KENFO in Héhe von einmalig 25 Mil-
lionen Euro fiir die befristet geplante Ubernahme von Aufgaben der Stiftung Generationen-
kapital und somit zur Ausfinanzierung des zusatzlichen Stiftungszwecks.

Hervorzuheben ist, dass eine Bundelung der Einkaufsmacht in Bezug auf externe Asset-
Management-Dienstleistungen fir liquide und illiquide Anlageklassen positive Skalenef-
fekte fir sowohl KENFO als auch das Generationenkapital mit sich bringen wird. Die Héhe
der Verwaltungsgebihren von Asset-Management-Gesellschaften richtet sich nach dem
Volumen des verwalteten Vermogens und wird Ublicherweise Uber eine Staffel geregelt, die
abnehmende Geblhren (in Basispunkten bezogen auf das verwaltete Vermdgen) bei ho-
heren Anlagevolumina vorsieht. Bei der Neuvergabe und ggf. auch der Nachverhandlung
von Verwaltungsmandaten wird sich daher eine gemeinsame Verhandlung von KENFO und
Generationenkapital voraussichtlich deutlich positiv auf die Kosten auswirken. Das gilt ins-
besondere flr den Fall des perspektivisch deutlich zunehmenden Kapitalstocks des Gene-
rationenkapitals bei laufender Zufihrung von jahrlich mindestens 12 Milliarden Euro ab
2024. Damit werden sich auch die Kosten des KENFO fur die Verwaltung der eigenen Ver-
maogensgegenstande deutlich verringern.

Mit Absatz 3 wird klargestellt, dass der KENFO das Stiftungsvermogen getrennt von seinem
nach § 7 aufwachsenden Fondsvermoégen halten muss. Dazu richtet er getrennte Konten
ein.

Fur die Verwaltung des Stiftungsvermdogens ,,Generationenkapital muss der KENFO nach
Absatz 4 bei der Verwaltung die fir das Stiftungsvermégen vom Bundesministerium der
Finanzen im Benehmen mit dem Bundesministerium fir Arbeit und Soziales erlassene und
im Bundesanzeiger bekanntgemachte Anlagerichtlinie umsetzen.

Da das Stiftungsvermdgen vom Bundesministerium der Finanzen aus Haushaltsmitteln des
Bundeshaushalts bereitgestellt wird und der Beitragsentlastung der vom Bundesministe-
rium fur Arbeit und Soziales verantworteten gesetzlichen Rentenversicherung dient, sieht
Absatz 5 vor, dass die Rechtsaufsicht Giber den KENFO im Hinblick auf die Verwaltung des
Stiftungsvermoégens der Stiftung ,,Generationenkapital“ im Benehmen der fiir die Erreichung
der originaren Zwecke der Stiftung verantwortlichen Bundesministeriums der Finanzen und
des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales ausgetbt wird.

Zu Nummer 3

Absatz 4 sieht nunmehr klarstellend vor, dass im Falle einer Aufgabenibertragung nach
§ 15 Absatz 1 Generationenkapitalgesetz, der § 61 Absatz 1 Satz 2 Bundeshaushaltsord-
nung keine Anwendung, demzufolge prinzipiell Aufwendungen einer Dienststelle einer an-
deren zu erstatten sind, weil insoweit die Ausnahme nach Absatz 2 eingreift, der zufolge
eine Geblhren- und Kostenerstattung nicht erfolgt. Gleiches gilt flir § 61 Absatz 3 und 4
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Bundeshaushaltsordnung. Hier wird die Regelung in § 8 Absatz 1 Satz 5 Generationenka-
pitalgesetz fur den KENFO nachvollzogen.

Zu Nummer 4

Die Regelung sieht vor, dass die Ubertragung der Verwaltung des Fondsvermogens des
KENFO auf eine andere offentlich-rechtliche Koérperschaft zulassig ist. Dies ist angemes-
sen, da eine Ubergreifende Einheit errichtet werden soll, um maoglichst viele Vermdgen des
Bundes unter einem gemeinsamen Dach verwalten zu kénnen.

Zu Artikel 4 (Anderung des Gesetzes iiber Leistungsverbesserungen und
Stabilisierung in der gesetzlichen Rentenversicherung)

Zu Nummer 1 und Nummer 2
Folgeadnderung zu Artikel 1 Nummer 8.

Die Bundesregierung hat nach § 255f des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI)
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zum 1. Juli eines Jahres das
Sicherungsniveau vor Steuern des jeweiligen Jahres zu bestimmen.

Durch Artikel 1 Nummer 13 des RV-Leistungsverbesserungs- und -Stabilisierungsgesetzes
soll § 255f SGB VI zum 1. Januar 2026 aufgehoben werden.

Durch Artikel 1 Nummer 8 gilt das Mindestsicherungsniveau nach § 255e SGB VI bis zum
Ablauf des 1. Juli 2039. Das Sicherungsniveau vor Steuern ist damit auch nach Ablauf der
derzeit befristeten Geltungsdauer des § 255f SGB VI weiterhin per Rechtsverordnung zu
bestimmen. Durch Artikel 4 Nummer 1 und 2 wird daher die befristete Geltungsdauer der
Verordnungsermachtigung des § 255f SGB VI aufgehoben.

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten)

Das Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der Verkindung in Kraft. Artikel 1
Nummer 7 und 15 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in Kraft, so dass die Anderungen
der Fortschreibungsvorschriften flr die Bundeszuschiisse fir das Jahr 2024 wirksam wer-
den.
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	Beitragssatzgarantie“.
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	14. In § 287d wird wie folgt geändert:
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	16. Nach § 287g wird folgender § 287h eingefügt:
	„§ 287h
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	Artikel 2
	Gesetz zur Errichtung einer Stiftung „Generationenkapital“
	§ 1
	Errichtung, Zweck und Sitz
	(1) Es wird eine rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts mit der Bezeichnung „Generationenkapital“ errichtet. Die Stiftung entsteht mit Inkrafttreten dieses Gesetzes.
	(2) Zweck der Stiftung ist es, aus der Bewirtschaftung des Stiftungsvermögens Erträge zu erwirtschaften, aus denen dauerhaft ein Beitrag zur langfristigen Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung der allgemeinen Rentenversicherung zu leisten ist.
	(3) Sitz der Stiftung ist Berlin.

	§ 2
	Aufgaben und Organisation der Stiftung
	(1) Die Stiftung legt die ihr zugeführten Mittel an, um den Stiftungszweck zu erreichen.
	(2) Organe der Stiftung sind das Kuratorium und der Vorstand.

	§ 3
	Kuratorium
	(1) Das Kuratorium beschließt über alle grundsätzlichen Fragen, die mit dem Erreichen des Stiftungszwecks und den Aufgaben der Stiftung verbunden sind. Hierbei kann das Kuratorium die Deutsche Bundesbank beratend hinzuziehen. Das Kuratorium bestellt d...
	(2) Das Bundesministerium der Finanzen und das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestellen jeweils zwei Mitglieder für das Kuratorium. Das Bundesministerium der Finanzen und das Bundesministerium für Arbeit und Soziales können im gegenseitigen...
	(3) Das Kuratorium wählt aus Mitgliedern, die nach Absatz 2
	1. vom Bundesministerium der Finanzen bestellt worden sind, eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und
	2. vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestellt worden sind, eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter.

	(4) Erhält bei der Wahl nach Absatz 3 kein Mitglied des Kuratoriums eine Mehrheit, so wird die oder der Vorsitzende vom Bundesministerium der Finanzen und ihre oder seine Stellvertretung vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt.
	(5) Das Kuratorium beschließt mit der einfachen Mehrheit seiner Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Das Letztentscheidungsrecht liegt bei der oder dem Vorsitzenden.
	(6) Das Kuratorium kann einen beratenden Anlageausschuss einrichten. Die Mitglieder des Anlageausschusses sollen über Erfahrung im Bereich der Portfolioverwaltung, der Mittelanlage, der Risikosteuerung oder in Fragen der nachhaltigen Kapitalanlage ver...
	(7) Das Kuratorium erlässt die Satzung der Stiftung. In der Satzung werden insbesondere die Einzelheiten der Organisation und der Ausführung der Aufgaben der Stiftung sowie die Berichtspflichten des Vorstands geregelt.

	§ 4
	Vorstand
	(1) Der Vorstand führt die Beschlüsse des Kuratoriums aus. Er führt die Geschäfte der Stiftung. Er beschließt mit der einfachen Mehrheit seiner Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Der Vorstand ist berech...
	(2) Der Vorstand besteht aus bis zu drei Mitgliedern. Die Mitglieder des Vorstands müssen über ein angemessen breites Spektrum an Kenntnissen, Fähigkeiten und Erfahrungen verfügen, die zur Anlage und zum Management bedeutender Vermögen befähigen. Mitg...
	(3) Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Das Nähere regelt die Satzung.
	(4) Der Vorstand legt dem Kuratorium auf Grundlage der allgemeinen Marktentwicklung die grundsätzliche Ausrichtung der Anlagepolitik zur Entscheidung vor.
	(5) Die Bundesregierung, vertreten durch das Bundesministerium der Finanzen, kann konkrete Anlagevorhaben durch Weisung untersagen.

	§ 5
	Stiftungsvermögen
	(1) Der Stiftung können vom Bund oder aufgrund dessen Veranlassung durch einen ihm zurechenbaren Vermögensträger Eigenmittel zugeführt werden. Eigenmittel sind
	1. Barmittel und
	2. Vermögenswerte der Anlageklassen nach § 215 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 7 des Versicherungsaufsichtsgesetzes und nach § 17 Absatz 1 der Pensionsfonds-Aufsichtsverordnung.

	(2) Der Stiftung können zudem Mittel in Form von Darlehen zugeführt werden. Die Stiftung ist dazu verpflichtet, die dem Bund für die Refinanzierung des Darlehens entstehenden Zinskosten zu erstatten.
	(3) Der Bund führt der Stiftung in den Haushaltsjahren ab 2024 jährlich Mittel in Form von Darlehen gemäß Absatz 2 zu, sofern die Stiftung nicht schriftlich mitteilt, auf die Inanspruchnahme des Darlehens im Einzelfall zu verzichten. Die Mittel zur Zu...
	(4) Bis zum Jahr 2036 soll das Stiftungsvermögen ein Volumen von 200 Milliarden Euro erreichen.
	(5) Eine eigenständige Kreditaufnahme der Stiftung am Markt ist nicht zulässig. Vom Verbot der Kreditaufnahme ausgenommen ist die Aufnahme von Krediten durch Dritte wie Zielfonds, Beteiligungsgesellschaften oder Zweckgesellschaften, an welchen die Sti...
	1. die Stiftung für die Dritten, an denen sie beteiligt ist, keine Haftung über die investierten Mittel hinaus übernommen hat,
	2. die aufgenommenen Kreditmittel nicht der Stiftung zufließen und
	3. die Stiftung den Schuldendienst nicht übernimmt.


	§ 6
	Anlage der Mittel
	(1) Die der Stiftung nach § 5 Absatz 1 bis 3 zugeführten Mittel einschließlich der realisierten Erträge sind abzüglich der laufenden Kosten renditeorientiert und global-diversifiziert zu marktüblichen Bedingungen anzulegen; die Anlagerichtlinie nach A...
	(2) Das Bundesministerium der Finanzen kann im Benehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales die Anlagerichtlinie der Stiftung durch allgemeine Verwaltungsvorschrift erlassen. Die Anlagerichtlinie ist im Bundesanzeiger bekannt zu geben. Ü...
	(3) Die Anlagerichtlinie und die Anlagepolitik der Stiftung richten sich hinsichtlich der zulässigen Vermögenswerte und Anlageklassen
	1. nach § 215 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 7 des Versicherungsaufsichtsgesetzes und
	2. nach § 17 Absatz 1, 2 und 4 der Pensionsfonds-Aufsichtsverordnung.


	§ 7
	Verwendung der Mittel
	(1) Die laufenden Kosten der Stiftung und der Verwaltung des Stiftungsvermögens einschließlich der Zinsaufwände aus Darlehen des Bundes an die Stiftung sind aus den Erträgen des Stiftungsvermögens zu begleichen. Nur soweit die Erträge des Stiftungsver...
	(2) Die Erträge des Stiftungsvermögens werden nach Abzug der laufenden Kosten sowie der Zinsaufwände zur Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung der allgemeinen Rentenversicherung verwendet. Hierzu werden Erträge an die Deutsche Rentenversicherung ...
	(3) Voraussetzung für die Ausschüttung von Erträgen im Folgejahr ist, dass zum Abschluss eines Geschäftsjahres der Wert der Kapitalanlagen die Summe
	1. des Wertes, den die eingebrachten Eigenmittel im Sinne von § 5 Absatz 1 Nummer 2 zum Zeitpunkt ihrer Einbringung hatten und
	2. der Höhe der Verbindlichkeiten aus Darlehen nach § 5 Absatz 2, die zum Abschluss des Geschäftsjahres bestehen,

	(4) Bei Nichteinhaltung der Bedingung für die Ausschüttung nach Absatz 3 kann das Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales eine Ausschüttung zulassen, wenn
	1. die Wiedereinhaltung der Bedingung im Folgejahr wieder zu erwarten ist und
	2. der Wert der Kapitalanlagen die nach Absatz 3 Nummer 1 und 2 ermittelte Summe nicht unterschreitet.

	(5) Über die Höhe der Ausschüttung entscheidet das Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und nach Anhörung des Vorstands der Stiftung, erstmalig für das Haushaltsjahr 2035. Einzelheiten können...
	(6) Im Jahr 2029 legt die Stiftung dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales einen Bericht vor. In dem Bericht ist auf Basis der Langfristplanung nach § 8 Absatz 5 darzulegen, ob und inwiefern der mit dem Sti...

	§ 8
	Grundsätze der Wirtschaftsführung, Finanz- und Wirtschaftsplanung
	(1) Die Stiftung ist in ihrer Wirtschaftsführung selbständig. Sie trifft ihre Anlageentscheidungen nach kaufmännischen Grundsätzen. Die Stiftung führt ein kaufmännisches Rechnungswesen nach handelsrechtlichen Grundsätzen.
	(2) § 105 Absatz 1 Nummer 1 und 2 der Bundeshaushaltsordnung gilt, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. Auf Verwaltungsaufwendungen der Stiftung sind § 37, § 61 Absatz 1 Satz 2 Absatz 3 und 4 sowie die §§ 70 und 79 der Bundeshaushaltsordnung ...
	(3) Die Stiftung erstellt für jedes Kalenderjahr einen Wirtschaftsplan nach § 110 der Bundeshaushaltsordnung. Der Wirtschaftsplan dient der Planung der Deckung des Bedarfs an Finanzmitteln, die zur Erfüllung der Aufgaben der Stiftung im jeweiligen Kal...
	(4) Der Wirtschaftsplan umfasst regelmäßig eine Mittelfristplanung für die jeweils folgenden fünf Kalenderjahre. Als Teil des Wirtschaftsplans sind ein Finanzplan und ein Personalplan sowie eine nach handelsrechtlichen Grundsätzen aufzustellende Plan-...
	(5) Die Stiftung erstellt erstmals ab dem Jahr 2029 jährlich eine Langfristplanung für die jeweils folgenden fünfzehn Kalenderjahre. Die Langfristplanung enthält die Mittelfristplanung sowie Szenarien zur Vermögensentwicklung inklusive Ausschüttungspr...
	(6) Der Vorstand legt dem Kuratorium jährlich einen Entwurf des Wirtschaftsplans für das nächste Kalenderjahr vor. Der Wirtschaftsplan wird vom Kuratorium spätestens zwei Monate vor Ablauf des laufenden Kalenderjahres beschlossen und dem Bundesministe...

	§ 9
	Ausführung und Änderung des Wirtschaftsplans
	(1) Verwaltungsaufwendungen müssen durch Ansätze im Wirtschaftsplan gedeckt sein. Verwaltungsaufwendungen, für die die Ansätze im Wirtschaftsplan nicht genügen oder für die keine Ansätze vorhanden sind, bedürfen der Einwilligung des Bundesministeriums...
	(2) Der Wirtschaftsplan ist zu ändern, wenn sich die Plan-Gewinn-und-Verlust-Rechnung oder der Finanzplan gegenüber dem ursprünglichen Wirtschaftsplan erheblich verändert. Eine erhebliche Veränderung liegt vor, wenn die Gesamtaufwendungen der Plan-Gew...

	§ 10
	Veränderungen von Verträgen und Ansprüchen, Vergleiche
	(1) Die Stiftung darf mit Wirkung für den Vermögensanlagebestand Verträge zum Nachteil der Stiftung nur in besonders begründeten Ausnahmefällen aufheben oder ändern.
	(2) Die Stiftung darf mit Wirkung für den Vermögensanlagebestand Ansprüche nur
	1. stunden, wenn die sofortige Einziehung unwirtschaftlich wäre und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet wird, wobei die Stundung gegen angemessene Verzinsung und in der Regel nur gegen Sicherheitsleistung gewährt werden soll,
	2. niederschlagen, wenn feststeht, dass die Einziehung keinen Erfolg haben wird oder wenn die Kosten der Einziehung außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen,
	3. erlassen oder Sicherheiten freigeben, wenn die Einziehung nach Lage des Einzelfalls unwirtschaftlich oder unzweckmäßig wäre.

	(3) Die Stiftung darf mit Wirkung für den Vermögensanlagebestand Vergleiche nur abschließen, wenn dies für die Stiftung zweckmäßig und wirtschaftlich ist.
	(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 bedürfen
	1. der vorherigen Zustimmung des Beauftragten für den Haushalt der Stiftung und eines Vorstandsbeschlusses sowie
	2. bei Überschreitung in der Satzung festzulegender Gegenstandswerte der Zustimmung des Kuratoriums, soweit dieses nicht auf seine Mitwirkungsbefugnis verzichtet.


	§ 11
	Erwerb und Veräußerung von Vermögensgegenständen zu Anlagezwecken
	Vermögensgegenstände dürfen zu Anlagezwecken nur erworben werden, soweit der Erwerb aufgrund der nach § 6 Absatz 2 Satz 1 erlassenen Anlagerichtlinie der Stiftung zulässig ist. Vermögensgegenstände dürfen nur zu Marktpreisen erworben und veräußert wer...

	§ 12
	Buchführung, Rechnungslegung, Abschlussprüfung und Lagebericht
	(1) Auf die Buchführung der Stiftung und auf die Pflichten zur Aufbewahrung von Unterlagen sind der Erste und Dritte Unterabschnitt des Ersten Abschnitts des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden.
	(2) Der Vorstand der Stiftung hat einen Jahresabschluss und einen Lagebericht in entsprechender Anwendung des Zweiten Unterabschnitts des Ersten Abschnitts und des Ersten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs ...
	1. der Entwicklung der nach § 6 erfolgten Vermögensanlagen,
	2. des Bestands der Stiftung einschließlich der Forderungen und Verbindlichkeiten sowie
	3. der Einnahmen nach § 5 und
	4. der Ausgaben nach § 7.

	(3) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind durch einen Abschlussprüfer in entsprechender Anwendung des Dritten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs zu prüfen, soweit nicht im Folgenden Abweichendes best...
	(4) Der Jahresabschluss ist vom Kuratorium festzustellen.
	(5) Der Jahresabschluss, der Lagebericht und der Prüfungsbericht sind dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales unverzüglich vorzulegen. Das Bundesministerium der Finanzen hat dem Bundesrechnungshof den Jahre...

	§ 13
	Entlastung des Vorstands und sonstige Pflichten
	(1) Die Entlastung des Vorstands erteilt das Kuratorium. Ist ein Mitglied des Vorstands zugleich Mitglied des Vorstands einer anderen rechtsfähigen Stiftung oder ist die Verwaltung des Stiftungsvermögens nach § 15 auf eine andere rechtsfähige Stiftung...
	(2) Die Stiftung informiert das Bundesministerium der Finanzen und das Bundesministerium für Arbeit und Soziales monatlich über die Entwicklung der Anlagetätigkeit. Der Stiftungsvorstand legt dem Kuratorium vierteljährlich einen ausführlichen Bericht ...
	(3) Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stiftung unterliegt der Prüfung durch den Bundesrechnungshof gemäß § 111 der Bundeshaushaltsordnung.

	§ 14
	Aufsicht
	(1) Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht des Bundesministeriums der Finanzen. Die Rechtsaufsicht ist im Benehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales auszuüben.
	(2) Das Bundesministerium der Finanzen kann die Befugnisse der Stiftung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales vorübergehend selbst ausüben, wenn diese anderenfalls nicht in Übereinstimmung mit dem Stiftungszweck ausgeübt we...

	§ 15
	Übertragung von Aufgaben, Verordnungsermächtigung
	(1) Das Bundesministerium der Finanzen kann im Benehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz den Aufbau der Stiftung sowie die Verwaltung des Stiftungsvermögens teilweise oder volls...
	1. Verwaltung der dem Stiftungsvermögen nach § 5 Absatz 1 bis 3 zugeführten Mittel,
	2. Anlage der Mittel aufgrund der nach § 6 Absatz 2 erlassenen Anlagerichtlinie,
	3. Erwerb und Veräußerung der in § 11 genannten Vermögensgegenstände zu Anlagezwecken sowie deren Verwaltung,
	4. organisatorischer Aufbau der Stiftung durch

	(2) Soweit bei der Übertragung hoheitliche Aufgaben betroffen sind, ist in der Rechtsverordnung die Beleihung auszusprechen.
	(3) Die Übertragung kann durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales, die nicht der Zustimmung des Bundesrats bedarf, zum Ablauf eines Kalenderjahres aufgehoben werden. I...
	(4) Bei Vermögenswerten nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 kann die Stiftung Generationenkapital für eine Übergangszeit die Verwaltungseinheiten des Bundes, die die Beteiligungsführung bisher wahrgenommen haben, mit dieser Aufgabe beauftragen.

	§ 16
	Ergänzende Vorschriften für den Vorstand bei der Übertragung von Aufgaben
	(1) Zum Mitglied des Vorstands der Stiftung dürfen auch Mitglieder des Vorstands der rechtsfähigen Stiftung des öffentlichen Rechts oder der Anstalt des öffentlichen Rechts bestellt werden, denen Aufgaben nach § 15 übertragen worden sind; § 181 des Bü...
	(2) Das Mitglied des Vorstands der rechtsfähigen Stiftung des öffentlichen Rechts oder der Anstalt des öffentlichen Rechts, das vom Kuratorium zum Mitglied des Vorstands der Stiftung „Generationenkapital“ nach § 4 Absatz 2 Satz 2 gewählt und bestellt ...
	(3) Die rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts oder die Anstalt des öffentlichen Rechts untersteht hinsichtlich der Wahrnehmung der übertragenen Aufgaben und Befugnisse der Stiftung der Rechtsaufsicht des Bundesministeriums der Finanzen im Bene...

	§ 17
	Auflösung
	(1) Die Auflösung der Stiftung kann vom Stiftungsvorstand nur mit Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales beschlossen werden. Darüber hinaus kann die Stiftung vom Bundesministeri...
	(2) Eine Auflösung der Stiftung soll nur erfolgen, wenn der Stiftungszweck nicht erreicht wird, entfällt, oder anderweitig verfolgt werden soll.
	(3) Bei Auflösung der Stiftung ist der Bund anfallsberechtigt.


	Artikel 3
	Änderung des Entsorgungsfondsgesetzes
	Das Entsorgungsfondsgesetz vom 27. Januar 2017 (BGBl. I S. 114, 1676), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2137) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 1 Absatz 1 Satz 1 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:
	2. Nach § 1 wird folgender § 1a eingefügt:
	„§ 1a
	Verwaltung des Stiftungsvermögens „Generationenkapital“
	(1) Dem Fonds können die in § 15 Absatz 1 des Generationenkapitalgesetzes genannten Aufgaben durch die dort genannte Rechtsverordnung übertragen werden. Auf die Erfüllung der übertragenen Aufgaben und auf die sonstige Tätigkeit des Fonds sind nicht an...
	(2) Die Erfüllung der dem Fonds nach § 15 Absatz 1 des Generationenkapitalgesetzes übertragenen Aufgaben und die laufende Verwaltung des Stiftungsvermögens der Mittel der Stiftung „Generationenkapital“ durch den Fonds erfolgt unentgeltlich.
	(3) Der Fonds verwaltet das Stiftungsvermögen der Stiftung „Generationenkapital“ getrennt vom nach § 7 aufwachsenden Fondsvermögen und richtet getrennte Konten für das Stiftungsvermögen ein.
	(4) Der Fonds setzt bei der Verwaltung die für das Stiftungsvermögen der Stiftung „Generationenkapital“ vom Bundesministerium der Finanzen im Benehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales erlassene und im Bundesanzeiger bekanntgemachte An...
	(5) Für die Verwaltung des Stiftungsvermögens der Stiftung „Generationenkapital“ untersteht der Fonds der Rechtsaufsicht des Bundesministeriums der Finanzen im Benehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales.“


	3. In § 11 Absatz 4 wird die Angabe „§§ 37, 70 und 79“ durch die Wörter „§§ 37 und 61 Absatz 1 Satz 2, Absatz 3 und 4 sowie die §§ 70 und 79“ ersetzt.
	4. Nach § 15 wird folgender § 16 eingefügt:
	§ 16 „
	Übertragung zur Verwaltung
	(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen sowie dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz die Verwaltung des Fondsvermögens teilw...
	(2) Soweit bei der Übertragung nach Absatz 1 hoheitliche Aufgaben betroffen sind, ist in der Rechtsverordnung die Beleihung auszusprechen.
	(3) Die Übertragung nach Absatz 1 kann zum Ablauf eines Kalenderjahres durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen aufgehoben werden.“




	Artikel 4
	Änderung des Gesetzes über Leistungsverbesserungen und Stabilisierung in der gesetzlichen Rentenversicherung
	Das Gesetz über Leistungsverbesserungen und Stabilisierung in der gesetzlichen Rentenversicherung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. November 2018 (BGBl. I S. 2016) wird wie folgt geändert:
	1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:
	2. Artikel 7 Absatz 1 wird aufgehoben.


	Artikel 5
	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nummer 7 und 15 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in Kraft.
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